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Arche. Schmelzen die 
Polkappen, könnte man 
bald wieder eine Arche 
brauchen. Britische Phy-
sikerInnen fanden heraus, 
dass auf dem biblischen 
Schiff rein rechnerisch 
tatsächlich ein Paar jeder 
Tierart Platz gefunden hätte. 
Wir finden aber: Besser den 
Klimawandel stoppen als 
Archen bauen.

Gute Kohle. Öl und 
Kohle sind ökologisch out, 
aber mit Öl Kohle machen, 
das steht hoch im Kurs – 
bei den Top-Ölkonzernen. 
So machten Exxon Mobil 
(USA) 41,1 Milliarden, Shell 
(NL) 30,9 Milliarden, Che-
vron (USA) 26,9 Milliarden 
und BP (GB) 25,7 Milliarden 
Dollar Gewinn. 

Unfruchtbar. Zwi-
schen 2002 bis 2012 hat 
Niederösterreich durch 
Verbauung fast 140 km2 
fruchtbaren Bodens verlo-
ren, mehr als jedes andere 
Bundesland. Das entspricht 
einer Fläche von zwei 
Fußballfeldern pro Tag. Kein 
Wunder, dass unsere Kicker 
nicht bei der Fußball-WM 
dabei sind.

Gott sei Tank. 
Getreide, so die Agrosprit
erzeuger, lande in Öster-
reich bloß zu neun Prozent 
im Tank, fast sechsmal so 
viel werde an Tiere verfüt-
tert. Getreidesprit sei also 
nicht so schlimm. Schwein 
sei Dank!   

Wal-Kampf. In einer 
kanadischen Gemeinde 
wurde ein toter Wal ange-
spült. Für die Entsorgung 
fehlt das Geld. Da kam 
man auf die Idee, den Wal 
auf eBay zu versteigern. 
Das Höchstgebot lag bei 
gut 1.400 Euro, als das 
Auktionshaus den Verkauf 
stoppte. 

Billigflieger-
Wettbewerb. In einer 
Ryanair-Maschine wurde 
unlängst ein Wettbewerb 
im „Klopapierrollen-nach-
hinten-reichen“ durchge-
führt. Angeblich habe die 
Crew dem Siegerteam 
Freibier versprochen. Ein 
Passagier fand keinen 
Spaß daran und machte 
die Sache publik. Um-
gehendes Dementi der 
Airline: Kann nicht sein, 
bei Ryanair gibt’s ganz 
sicher nichts gratis!

Behindert. Der 
Entwurf zum Wiener 
Garagengesetz sieht 
„Behindertenstellplätze“ 
vor. Unklar ist allerdings, 
ob derart abgestellte 
Personen unter die 
Kurzparkregelung fallen 
oder nicht. Wortwörtlich 
unterirdisch.

Mehr Meer. Warum 
fahren wir noch ans Meer? 
Demnächst kommt das 
Meer zu uns! Der Klima-
wandel macht‘s möglich. 
Durch den Temperatur-
anstieg wird auch der 
Meeresspiegel steigen.

Das WUM-ometer

umweltpolitik 

Sortenvielfalt
Das Europäische Parlament 
hat den EU-Kommissionsvor-
schlag zur Saatgutverordnung 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Ein neuer Vorschlag muss die 
Interessen der KonsumentIn-
nen, nicht die der Agroindus-
trie berücksichtigen.  Seite 10
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Atmosphäre

Ressourcen scho-

nen und Abfall ver-

meiden sind heute 

wichtiger denn 

je, denn was alle 

brauchen, muss 

auch morgen noch 

da sein.    �

Rudi Kaske
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Editorial

aturschutz ist 
ein Anliegen, 
das im Interesse 

der gesamten Gesell-
schaft liegt. Neben dem 
Artenschutz und einer 
nachhaltigen Nutzung 
der Ressourcen ist der 
Gebietsschutz eine 
zentrale Säule des 
Naturschutzes. Obwohl 
Natura 2000-Gebiete 
durchaus im Rahmen 
der Schutzziele bewirt-
schaftet werden dürfen, 
gibt es in Österreich 
Widerstand gegen die 
notwendige Auswei-
sung weiterer Gebiete 
und eine konsequente 
Zielorientierung im 
Naturschutz sowie 
gegen einen bundes-
einheitlichen, verbind-
lichen Rahmen. Mit 
Naturschutz als reine 
Länderangelegenheit 
mit jeweils unterschied-
lichen Gesetzen und 
Zielen schneidet Öster-
reich im europäischen 
Vergleich schlecht ab.  
Das Schutzgebietsnetz-
werk ist lückenhaft und 
ist Gegenstand von EU-
Vertragsverletzungs-
verfahren. Bei näherer 
Betrachtung lokaler 
Widerstände gegen 
neue Natura 2000-Ge-
biete zeigt sich, dass es 
oft um wirtschaftliche 
Interessen Einzelner 
geht, die sich gegen die 
Natur und gegen ge-
meinsame Anliegen der 
Bevölkerung stellen. 
Zudem ist das Wissen 
rund um die Maßnah-
men des modernen 
Naturschutzes noch 
sehr beschränkt. Mehr 
Dialog und Kommuni-

kation sind gefragt.
Auf globaler Ebene sind 
die Konflikte noch deut-
licher von wirtschaftli-
chen Interessen – meist 
großer internationaler 
Konzerne – geprägt 
und werden durch die 
Monetarisierung von 
Natur und Umwelt 
verschärft. Die Basis 
von neuen Instrumenten 
wie etwa Biodiversi-
tätszertifikaten ist die 
Vorstellung, dass die 
Zerstörung der Natur in 
einer Region durch den 
Kauf von Zertifikaten für 
Maßnahmen an anderer 
Stelle ausgeglichen 
werden kann. Dem 
Käufer der Zertifikate 
erlauben sie, klima- und 
biodiversitätsschädi-
gendes Verhalten unter 
dem Deckmantel der 
Kompensation guten 
Gewissens fortzuset-
zen. Dies ignoriert nicht 
nur, dass es um die 
Erhaltung einzigartiger 
Arten und Lebensräume 
geht, die eben nicht 
austauschbar sind, son-
dern vor allem auch den 
demokratiepolitischen 
Aspekt der Beteiligung 
der unmittelbar Be-
troffenen am Entschei-
dungsprozess und am 
Interessenausgleich. 
Nicht nur Natur, auch 
Gesetzesbruch wird 
käuflich.	
� Sylvia Leodolter

Schutz und 
Nutzen
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Umwelt + Bauen
Mit dem Projekt „Umwelt + 
Bauen“, initiiert von der Ge-
werkschaft Bau-Holz, reagie-
ren die Sozialpartner auf die 
immer schwieriger werdende 
Situation im Wohungssektor. 
Ziel: Wohnen soll weiterhin 
leistbar bleiben. � Seite 26

leben

Foodprint
Immer häufiger findet man Le-
bensmittel in den Supermarkt-
regalen, die als ökologisch oder 
klimafreundlich angepriesen 
werden. Die KonsumentInnen 
freut‘s. Wie kann die Nachhal-
tigkeit von Lebensmitteln ge-
messen werden?� Seite 30

Natur ist eine Zukunftsauf-
gabe. Was sind Naturschutz-
gebiete, wie wird ihr Schutz 
gehandhabt und welche Wir-
kungen zeigen sich bisher? 
Der Schwerpunkt dieser Aus-
gabe gibt einen Überblick zur 
Lage in Österreich und inter-
national.                      �Seite 13

SCHWERPUNKT Naturschutz
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weitert. Im Burgenland bleibt 
es beim Fahrverbot für Lkw, 
die schlechter als Euro 1 (Erst-
zulassung vor 1991) sind. In 
allen Bundesländern sind auch 
sogenannte „Fiskal-Lkw“, vor 
allem Kleintransporter, erfasst. 
Zur Vermeidung von Härte-
fällen sind auch zahlreiche 
Ausnahmen vorgesehen. Zur 
besseren Exekutierbarkeit der 
Fahrverbote müssen alle Lkw 
entsprechend ihrer Abgasnorm 
mit einer „IG-L-Abgaspla-
kette“ gekennzeichnet werden. 
Da diese Kennzeichnungs-
plaketten bis dato noch nicht 
stark im Umlauf sind, wurde 
die Kennzeichnungspflicht bis 
1. Jänner 2015 sistiert. Lenker 
und Zulassungsbesitzer sollten 
sich über die genauen Durch-
führungsmodalitäten informie-
ren. FG
Hinweise: www.akkp.at

Donau

Mehr Plastikmüll 
als Jungfische
Recherchen identifizierten 
Borealis als Verschmut-
zungsquelle.
Wissenschaftlern der Univer-
sität Wien gingen bei Mes-
sungen zwischen 2010 und 
2012 an der Donau östlich der 
Hauptstadt neben den erwarte-
ten Fischlarven überraschend 
auch jede Menge Kunststoffe 
mit einem erfassten Durch-
messer von 0,5 Millimetern 
bis 5 Zentimetern ins Netz. 
Vorsichtige Hochrechnun-
gen ergaben, dass so täglich 
etwa 4,2 Tonnen Plastik ins 
Schwarze Meer fließen. Zu-
sätzlich bemerkenswert: Fast 

Lkw

Fahrverbote in 
Ost-Österreich 
Zur Bekämpfung von 
Grenzwertüberschrei-
tungen bei Luftschad-
stoffen wird der Lkw-
Verkehr eingeschränkt. 
Ab 1. Juli 2014 dürfen im ge-
samten Gebiet von Wien und 
Teilen Niederösterreichs keine 
Lkw fahren, die nicht mindes-
tens die Abgasnorm Euro 2 er-
füllen. Ab 1. Jänner 2016 wird 
die Fahrverbotsliste auf Euro 
2 (Erstzulassung vor 2001) er-
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NAchrichten

Klima- und Umweltschutz  

Tabu Auto
Das Linzer Institut für Markt- und Sozialanalysen 
hat kürzlich per Umfrage nach dem persönlichen 
Beitrag zu Klima- und Umweltschutz gefragt. Rund 
drei Fünftel der Bevölkerung wünschen sich mehr 
Maßnahmen gegen die globale Erderwärmung, ein 
Viertel der ÖsterreicherInnen sogar deutlich mehr 
Aktivitäten. Nur eine Minderheit von drei Prozent der 
Bevölkerung setzt überhaupt keine der vorgelegten 
Aktivitäten, um die Umwelt zu schützen. An der 
Spitze liegen die genaue Mülltrennung, das Licht 
beim Verlassen des Raums auszuschalten, mehr zu 
duschen als zu baden, den Standby-Modus nicht 
zu nutzen und häufiger eine Stoßlüftung zu machen 
als das Fenster gekippt zu lassen. Bei der Mobilität 
hingegen geht die Askesebereitschaft der Österrei-
cherInnen deutlich zurück. Weniger mit dem Auto zu 
fahren, langsameres Autofahren oder auch mehr den 
öffentlichen Verkehr zu nutzen, liegen eher am Ende 
des Rankings und werden nur von kleineren Teilen 
der Bevölkerung genannt. www.imas.at   HO
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80 Prozent des erfassten Plas-
tiks war industrieller Rohstoff. 
Dessen Herkunft blieb vorerst 
unklar, bis Recherchen der 
Zeitung „Die Presse“ schließ-
lich zum Borealis-Konzern in 
Schwechat führten. Dort be-
stätigte man erst daraufhin ein 
langjähriges Problem mit dem 
Kanalsystem und räumte auch 
einen Störfall im Jahr 2010 
ein, bei dem während eines 
Starkregens bis zu 200 Kilo-
gramm Plastikteilchen freige-

setzt wurden. Umweltminister 
Andrä Rupprechter leitete eine 
Sonderuntersuchung ein. Erste 
Ergebnisse werden im Som-
mer erwartet.  LS

Alternativ Tanken

Infrastruktur für 
Ladestellen
Bei der Ladeinfrastruktur 
für alternative Kraftstoffe 
hat sich die EU auf eine 
Richtlinie „light“ geeinigt.

Wald: Österreichs grüne Lunge
Insgesamt 3,9 Millionen Hektar Fläche umfasst Österreichs 
Wald, das sind 47 Prozent der Landesfläche. Die Österrei-
chischen Bundesforste alleine pflanzten im Jahr 2013 mehr 
als 3 Millionen Jungbäume. www.bundesforste.at

Rechtsstreit

Nimmer wurscht
Die voestalpine hat am 16. Mai 

2014 das Verfahren gegen den 

Umweltdachverband (UWD) 

und Gerhard Heilingbrunner 

„ewig ruhend“ gestellt. Diesem 

Schritt war eine Erklärung von 

Heilingbrunner vorangegangen, 

wonach die gegen die voestal-

pine erhobenen strafrechtlichen 

Vorwürfe seitens des UWD 

und dessen Vertretern nicht 

weiter aufrechterhalten werden.   

www.nimmerwurscht.at HO



Die Versorgung mit alternati-
ven Kraftstoffen für Benützer 
von alternativen Fahrantrie-
ben – Elektrizität, Wasser-
stoff, Flüssiggas (LPG) und 
Erdgas (CNG) – in der EU hat 
einen neuen Rahmen. Das EU-
Parlament hat den Kompro-
miss mit dem Rat am 15. April 
2014 bestätigt. Fazit: Der 
große Wurf ist es nicht gewor-
den. Aus ehrgeizigen Vorga-
ben der EU-Kommission für 
mehr Versorgungssicherheit 
im Sektor Verkehr wurden 
bedarfsorientierte Vorgaben, 
die von den Mitgliedstaaten 
ohne großen finanziellen 
Aufwand flexibel festgesetzt 
werden können. Maßgeblich 
sind gemäß Richtlinie nun 
nationale Strategiepläne, die 
Ziele zur Förderung von al-
ternativen Kraftstoffen benen-
nen müssen. So werden zum 
Beispiel aus 12.000 von der 
EU-Kommission vorgesehe-
nen Ladestellen für E-Autos  
in Österreich drastisch we-

niger. Lediglich bei Über-
nahme und Normierung von 
technischen Standards wie 
kabelloses Aufladen, Batte-
rieaustausch und Ladepunkte 
für LNG und CNG wurden 
Ermächtigungen für die EU-
Kommission geschaffen.  FG

Deutschland

Maut-Ausdehnung 
bei Lkw
Die Lkw-Maut in unserem 
Nachbarland erfährt eine 
beträchtliche Änderung. 
Gemäß den Koalitionsver-
einbarungen beschloss die 
deutsche Regierung im März 
2014 ein neues Mautschema. 
Demnach erfolgt die fahrleis-
tungsabhängige Bemautung ab 
Oktober 2015 bei Lkw ab 7,5 
Tonnen (bisher: 12 Tonnen) 
und ab 1. Juli 2015 auf rund 
weiteren 1.000 Kilometern 
Bundesstraße abseits der Au-
tobahn. Im Jahr 2012 wurden 
bereits 1.135 Kilometer mehr-

*Dr. Christoph Streissler ist 
Chemiker und Mitarbeiter der 
Abteilung Umwelt & Verkehr in 
der AK Wien.

NAchrichten

Wenn Sie, verehrte 
Leserin, verehrter Leser, 
dieses Heft in Händen 
halten, steht bereits fest, 
welche Mannschaft die 
Fußballweltmeisterschaft 
2014 gewonnen hat. 
Während ich diesen 
Kommentar schreibe, ist 
das noch offen, obwohl 
schon feststeht, dass 
einige Favoriten überra-
schend früh ausgeschie-
den sind.
Mit dem Energieeffizienz-
gesetz ist das ähnlich, 
wenngleich die Begeis-
terung der ZuseherInnen 
spürbar geringer ist. Ich 
schreibe darüber zu einer 
Zeit, zu der das Gesetz 
im Nationalrat behandelt 
wird. Es handelt sich um 
einen zweiten Anlauf, 
nachdem in der letzten 
Legislaturperiode die 
dafür notwendige Zwei-
Drittel-Mehrheit nicht 
gefunden werden konnte. 
Sollte es auch dieses Mal 
scheitern, wird es keinen 
dritten Anlauf geben. Das 
hat der Wirtschaftsminis-
ter bereits klargestellt.
Unabhängig davon stellt 
sich eine grundsätzli-
che Frage, mit der die 
Energiebranche sich 
auseinandersetzen 
muss: Im Regierungs-

programm – ebenso wie 
in unzähligen anderen 
Dokumenten –  wird das 
Ziel festgelegt, dass der 
Energieverbrauch im Jahr 
2020 in Österreich bei 
maximal 1.100 Petajoule 
liegen soll, gewisserma-
ßen eine absolute Ober-
grenze für die gesamte in 
Österreich verbrauchte 
Energiemenge. Und hier 
die Frage: Wenn dieses 
Gesamtziel außer Streit 
steht, warum beklagt die 
Energiebranche, dass 
ihre Unternehmen beim 
Verkauf von Energie 
eingeschränkt werden 
sollen? Ohne Begren-
zung der Energiemengen, 
die die Energielieferanten 
verkaufen, kann die ge-
samte in Österreich ver-
brauchte Energiemenge 
ja nicht limitiert werden!
Vielleicht werden wir 
in wenigen Jahren auf 
diese Diskussionen mit 
Nachsicht zurückblicken, 
nämlich dann, wenn der 
Umsatz der Energiever-
sorgungsunternehmen 
nicht mehr an der 
Energiemenge hängt, die 
sie verkaufen, sondern 
an den Energiedienst-
leistungen, mit denen 
sie die KonsumentInnen 
versorgen.   

Kommentar von Christoph Streissler

Energieeffizienzgesetz 
Eine behagliche Wohnung, ein sicherer Transport 
von A nach B – das sind Beispiele für Dienstleistun-
gen, die mit Energie bereitgestellt werden. Bessere 
Energieeffizienz kann dafür sorgen, dass dafür wenig 
Energieaufwand erforderlich ist.

KOMMENTAR Von RUUD Klein
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spurige Bundesstraßen bemau-
tet. Dies erfolgt aber auch, weil 
aufgrund niedriger Zinskosten 
die Lkw-Mauttarife gemäß 
Wegekosten-Rechnung ge-
senkt werden müssen. Die 
deutsche Bundesregierung 
strebt daher bis zum Jahr 2018 
eine Bemautung des gesam-
ten Bundesfernstraßennetzes 
sowie die Einbeziehung der 
externen Kosten bei Lärm und 
Luftverschmutzung an, um den 
Mautausfall zu begrenzen. FG

Murau

CO2-neutrale
Brauerei
Die Brauerei Murau ist die 
erste CO2-neutrale Braue-
rei Europas.
Die Brauerei Murau geht in 
Sachen Nachhaltigkeit neue 
Wege: Durch ein neues Nied-
rigtemperatur-Brauverfahren 
und 100 Prozent Wärmege-
winnung aus dem Biomasse-
kraftwerk Murau kann ab so-

fort Bier CO2-neutral gebraut 
werden – einzigartig in Europa. 
Erdöl wird in der Brauerei nur 
mehr für den Treibstoff, den 
die Bier-Lkws benötigen, ein-
gesetzt, sagt Josef Rieberer, 
Geschäftsführer der Brauerei 
Murau. Bisher verbrauchte die 

Brauerei jährlich rund 700.000 
Liter Heizöl. Das fällt jetzt 
weg. Dreieinhalb Jahre wurde 
an dem Projekt gearbeitet. Die 
Kosten für die Umrüstung 
betrugen rund 2,2 Millionen 
Euro, „aber so was kann man 
nicht ganz klar runterrechnen, 
sondern da geht es viel mehr 
um einen regionalen Auftrag, 
um eine energiepolitische Ein-
stellung, die der Betrieb hat.“ 
Die im Jahr 1495 gegründete 
Brauerei ist seit 1910 Genos-
senschaftsbrauerei und erwirt-
schaftet mit 180 Mitarbeitern 
einen zuletzt gleichbleibenden 
Jahresumsatz von 35 Millio-
nen Euro. Der Jahresausstoß 
an Bier beträgt rund 280.000 
Hektoliter.  HO

OECD

Luftverschmut-
zung 
durch Verkehr
Starkes Zahlenwerk hat die 
OECD zur Luftverschmutzung 
in 34 OECD-Staaten sowie 
China und Indien aufbereitet. 
Gemäß der OECD-Studie  
„The Cost of Air Pollution: 
Health Impacts of Road Trans-
port. Economic cost of deaths 
from ambient air pollution in 
OECD countries in 2005 and 
2010” starben 2010 weltweit 
3,5 Millionen Menschen 
an verschmutzter Luft. Die 
Kosten der Krankheits- und 
Todesfälle dafür belaufen sich 
auf 3,5 Billionen Dollar. Rund 
die Hälfte der Kosten geht auf 
das Konto des Verkehrs. In 
den meisten OECD-Staaten 
ist der Trend gegenüber 2005 
erfreulicherweise rückläufig. 
Konterkariert wird dies aber 
durch Steigerungen in China 
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Walfang: Australien 
hat gegen Japan 
wegen der Verletzung 
der Internationalen 
Walfangkonvention 
beim Internationalen 
Gerichtshof in Den Haag 
Klage erhoben und nun 
Recht bekommen. Der 
Gerichtshof hat unter 
anderem festgestellt, 
dass der von Japan 
betriebene Walfang 
nicht wissenschaftlichen 
Zwecken diene, wie von 
Japan behauptet. Das 
Urteil wird von Umwelt-
schutzorganisationen 
als Erfolg beim Schutz 
der Wale gefeiert, aber 
auch als Stärkung der 
Rolle des Internationa-
len Gerichtshofs in der 
Rechtsdurchsetzung bei 
internationalen Umwelt-
abkommen.

Hormonell wirksame 
Chemikalien: Die Eu-
ropäische Kommission 
hat seit langem eine 
Definition angekündigt, 
was unter „hormonell 
wirksamen Chemika-
lien“ zu verstehen ist. 
Schweden drängt seit 
längerem darauf, dass 
diese Definition nun 
endlich erlassen wird, 
damit wirksame Schritte 
gegen diese schlei-
chende Gefahr ergriffen 
werden können. Nun 
hat Schweden wegen 
der Säumigkeit der 
Kommission den Euro-
päischen Gerichtshof 
angerufen. 

Treibhausgasemis-
sionen: Nach einem 
kürzlich vorgelegten 
Vorschlag der EPA (En-
vironmental Protection 
Agency), der Umweltbe-
hörde der USA, sollen 
die US-Bundesstaaten 
Pläne vorlegen, wie sie 
bis zum Jahr 2030 die 
Treibhausgasemissi-
onen aus kalorischen 
Kraftwerken reduzieren 
werden. Die Pläne, die 
den Richtlinien der EPA 
entsprechen müssen, 
sollen zu einer Verringe-
rung des Ausstoßes an 
Treibhausgasen aus der 
Stromerzeugung um 30 
Prozent gegenüber dem 
Jahr 2005 führen. Durch 
die seit 2005 gesetzten 
Maßnahmen ist ein Teil 
des Ziels bereits erfüllt. 
Die Stromerzeugung 
ist in den USA für 
etwa ein Drittel des 
Treibhausgasausstoßes 
verantwortlich. 
Auch China hat 
angekündigt, entschei-
dende Schritte zur 
Eindämmung seiner 
CO2-Emissionen zu 
setzen. Im kommenden 
Fünfjahresplan, der 
2016 in Kraft tritt, soll 
eine absolute Grenze 
für den CO2-Ausstoß 
vorgesehen werden. 
Mehrere Beobachter 
werten beide Schritte 
als positive Signale für 
ein weltweites Abkom-
men, das 2015 in Paris 
abgeschlossen werden 
soll. CS

Auf einen Blick

EU, Europa und die  
Ganze Welt

Nanopartikel schädigen menschliche DNA
Das haben Forscher des Massachusetts Institute of Technology und 
an der Harvard School of Public Health herausgefunden. Die Produk-
palette reicht von Kosmetika über Sonnencreme bis hin zu Kleidung. 
http://web.mit.edu  http://hsph.harvard.edu 

 www.ak-umwelt.atSeite 6  Wirtschaft & Umwelt  2/2014



Nachrichten

Q
u

e
l

l
e

: 
2

0
3

0
 W

a
t

e
r

 R
e

s
s

o
u

r
c

e
s

 G
r

o
u

p
  

www



.2

0
3

0
w

r
g

.o
r

g
 

und Indien. In Österreich star-
ben an Luftverschmutzung im 
Jahr 2010 laut OECD 3.240 
Menschen gegenüber 3.773 im 
Jahr 2005. Im gleichen Ver-
gleichszeitraum sanken die 
Gesundheitskosten von 12,3 
auf 11,8 Milliarden Dollar. 
Die OECD macht zu rund 50 
Prozent den Straßenverkehr 
dafür verantwortlich. In ihren 
Schlussfolgerungen spricht 
sie sich für den Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs und ein 
Überdenken der modernen 
Dieselmotoren mit Einspritz-

technologie aus. FG

Eisenbahnlärm

ÖBB ist säumig
Mehrere Großbauvorha-
ben der ÖBB liegen im 
Clinch mit den Höchstge-
richten, auch weil es am 
Lärmschutz hapert. 
Bei Bad Hofgastein fehlt für 
eine neu errichtete Brücke 
noch immer die Genehmigung. 
Im Februar hat der Verwal-
tungsgerichtshof (VwGH) die 
Genehmigung für den Semme-
ringbasistunnel aufgehoben. 
Unter anderem betrifft es die 
AnrainerInnen- und Lärmsitu-
ation in Göstritz bei Schottwien 
(NÖ), von wo ein „Zwischen-
angriff“ (Arbeitstunnel) erfol-

gen soll. 980 Lastwagen mit 
Bauschutt sollen pro Woche 
von dem Baulos abtranspor-
tiert werden – genau am Bau-
ernhof einer Familie vorbei. 
Der VwGh stellte fest, dass 
die aktuelle Lärmbelastung 
des Hofes nicht richtig erho-
ben und die künftige Belastung 
nicht richtig beurteilt wurde 
und Messungen an falschen 
Punkten durchgeführt wurden. 
Konkret verlangt der VwGH, 
dass die Lärmauswirkungen 
schon in der Errichtungsphase 
und nicht erst beim Betrieb zu 
berücksichtigen sind. Immer-
hin sollen die Bauarbeiten bis 
zu acht Jahre dauern. HO

Luftreinhaltung

Klagerecht?
In Österreich werden seit 
Jahren die Luftschad-
stoffgrenzwerte erheblich 
überschritten. 
Das Ökobüro hat nun rechtli-
che Schritte gesetzt und beim 
Land Salzburg einen Antrag 
auf Erlass schnellstmöglicher 
Maßnahmen zur Einhaltung der 
Stickstoffdioxid-Grenzwerte 
eingebracht. Die Jahresmit-
telwerte für Stickstoffdioxid 
(NO2) überschreiten sowohl 
den zulässigen Jahresgrenz-
wert des Immissionsschutz-
gesetz-Luft (IG-L), als auch 
den Grenzwert der EU. Eine 
zu hohe Stickoxid-Belastung 
macht krank und schädigt die 
Umwelt. Die zuständigen Be-
hörden sind daher verpflichtet, 
schnellstmöglich Maßnahmen 
zur Einhaltung der Grenzwerte 
zu ergreifen. Weder Umwelt-
organisationen noch BürgerIn-
nen wurde in Österreich bis-
lang das Recht zugestanden, 

Heimischer Auenbestand schwindet 
Rund drei Viertel des heimischen Auenbestandes sind verschwun-
den, von den verbliebenen Auen sind nur noch etwa die Hälfte 
ökologisch intakt, so einer Expertise von Naturschutzbund und Arge 
Naturschutz. Mehr Infos in der Broschüre „Auland“. Download unter: 
www.naturschutzbund.at     

Der Sommer ist da und viele sehnen sich vermehrt 
nach dem kühlen Nass – sei es als Getränk, sei es 
zur Abkühlung durch Baden im Freien. Während 
Österreich (noch) mit Wasserreichtum gesegnet ist, 
gibt es weltweit gesehen einen Wassermangel. Die 
Lebensgrundlage von Menschen ganzer Länder und 
Regionen ist gefährdet. Wird so weiter gelebt und 
gewirtschaftet wie bisher, übersteigt im Jahr 2030 
weltweit die Nachfrage nach Wasser das Angebot 
um 2.800 Milliarden Kubikmeter oder um 40 Prozent. 
Die größte prognostizierte Steigerung der Wasser-
nachfrage hat die Industrie mit 87 Prozent, das größte 
Wassersparpotenzial die Landwirtschaft, auf die 66 
Prozent des gesamten weltweiten Wasserverbrauchs 
entfallen. LEI
www.2030wrg.org  

WIRTSCHAFT & UMWELT INFO-GRAFIK

Weltweiter Wasserverbrauch   
in Milliarden Kubikmeter (m3)

Gigaliner 

Erfolg für Österreich 
Die EU-Verkehrsminister haben den grenzüberschrei-
tenden Einsatz von Riesen-Lkw verboten. Damit folgt 
der Ministerrat der Entscheidung des EU-Parlaments, 
das den EU-Kommissionvorschlag zur Freigabe von 
Fahrten über die Grenze mit diesen Megatrucks zu-
vor abgelehnt hatte. Verkehrsministerin Bures hat 
seit Jahren gegen die EU-weite Zulassung der bis zu 
60 Tonnen schweren und 25 Meter langen Gigaliner 
gekämpft, weil das enorme Kosten für Infrastruktur, 
weniger Verkehrssicherheit und eine Verlagerung 
vom Schwerverkehr weg von der Schiene bedeuten 
würde. Zugestimmt haben die EU-Verkehrsminister 
dem Kommissionvorschlag, binnen fünf Jahren die 
Sicherheit und Aerodynamik beim Lkw ohne Lade-
raumvergrößerung zu verbessern. RR

Landwirtschaft

Oberflächenwasser SummeGrundwasser

3.100

3.500 700

800 600 4.500

1.500 900 6.900

4.200

4.500

Landwirtschaft

Industrie

Industrie Summe

Haushalte/Kommunen

Haushalte/Kommunen

Summe Differenz
-300

Differenz -2.800

Verbrauch aktuell

Verbrauch bis 2030 (Prognose)

Vorrat aktuell
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Glasverpackungen: Recycling I
Seit 1977 wurden in Österreich 17 Milliarden Glasverpackungen 
gesammelt. Die Recyclingquote lag 2013 bei 85 Prozent, d.h. 
rund 234.000 Tonnen Altglas wurden recycelt. Ersparnis: rund 
250.000 Tonnen Rohstoffe und 221 Millionen kWh an elektrischer 
Energie. www.agr.at

Glasverpackungen: Recycling II
In Österreich stehen rund 80.000 Altglas-Sammelbehälter zur Verfü-
gung. Der Anteil von Altglas am Rohstoffgemenge beträgt bei Grünglas 
90 Prozent, bei Dunkelgrünglas bis 70 Prozent, bei Weiß- und Oliveglas 
bis 60 Prozent und bei sehr bzw. hell gefärbtem Glas bis 50 Prozent. 
www.agr.at
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die Einhaltung der Grenzwerte 
und Ergreifung von Maßnah-
men gesetzlich einzufordern. 
Obwohl Österreich das NGO-
Klagerecht der Aarhus Kon-
vention nicht umgesetzt hat, 
muss Umweltorganisationen 
dieses Recht zuerkannt wer-
den, fordert das Ökobüro. Das 
geht nach Ansicht des EuGH 
und des deutschen Bundes-
verwaltungsgerichts aus der 
Aarhus Konvention und dem 
Prinzip des effektiven Rechts-
schutzes des EU-Rechts her-
vor.  HO

Exxon Valdez

Alaskas Kampf 
gegen das Öl
Im März jährte sich eine 
der größten Ölkatastro-
phen aller Zeiten zum 25. 
Mal. 
Die Naturschutzorganistion 
WWF fordert großflächige 
Schutzgebiete, in denen die 
Ausbeutung von Bodenschät-
zen tabu sein muss. Zudem 
braucht es No-go-Zonen für 
Schiffstransporte mit riskanter 
Ladung. Am 24. März 1989 
lief der Tanker Exxon Valdez 
im Golf von Alaska auf ein Riff 
und schlug Leck. Das Schiff 
hatte rund 160.000 Tonnen 
Rohöl geladen. 40.000 Ton-
nen davon flossen in den Prinz 
William Sund und verseuchten 
einen Küstenstreifen von mehr 
als 2.000 Kilometern Länge. 
Die Bilder von verölten Vö-
geln und verendeten Seeottern 
gingen um die Welt. 4,4 Milli-
arden US-Dollar zahlte Exxon 
für die Beseitigung der Ölpest. 
Doch ihre Auswirkungen sind 
auch jetzt noch spürbar. Die 
Population der Seeotter hat 25 
Jahre gebraucht, um sich eini-
germaßen zu erholen. Andere 
Arten sind längst noch nicht so 
weit. Ein halbe Million Vögel 
starb an den Folgen der Öl-
pest. Auch der Heringsbestand 
brach dramatisch ein und blieb 
auf niedrigem Niveau. www.
wwf.at  HO 

Fluglärm

Beschränkungen 
auf Flughäfen
Das EU-Parlament hat den 
Vorschlag des Rates für eine 
künftige Verordnung ange-
nommen. Sie wird zwei Jahre 

nach ihrer Veröffentlichung 
wirksam werden. Dazu wer-
den in Österreich auch er-
gänzende gesetzliche Regeln 
nötig sein. Die Verordnung 
gilt nur für größere Flughäfen 
mit mindestens 50.000 Flug-
bewegungen ziviler Luftfahr-
zeuge jährlich und sieht keine 
spezifischen Grenzwerte für 

Lärm vor, die nach wie vor 
von den einzelstaatlichen oder 
lokalen Stellen festgelegt wer-
den müssen. Sie harmonisiert 
aber die Regelungen über den 
Erlass von lärmbedingten Be-
triebsbeschränkungen – wie 
etwa Nachtflugverbote – auf 
Flughäfen der EU. Die lokalen 
Behörden sollten aber auch 

Tipps: Ökoevent

Elternsprechtag
Elternsprechtag, Schul- oder Kindergartenfest –  
VeranstalterInnen in Wien können sich bei der  
Planung und Durchführung von Veranstaltungen 
beraten lassen, wie diese umweltfreundlich gestaltet 
werden können. Ermöglicht wird dies durch das Pro-
jekt Veranstaltungsservice der Stadt Wien, gemein-
sam mit erfahrenen BeraterInnen von „die umwelt-
beratung“. Es fallen nur Kosten für die Reinigung an, 
die aber von der Stadt Wien gefördert werden. Für 
Schul- und Kindergartenveranstaltungen sind Teller, 
Schüsseln und Becher aus bruchsicherem Kunststoff 
ideal. Kunststoff-Mehrweggeschirr ist wesentlich 
robuster und praktischer und kann bis zu 150 Mal 
verwendet werden. Informationen und Beratung zur 
ökologischen Ausrichtung von Veranstaltungen gibt 
es beim Veranstaltungsservice, Tel.: 01 803 32 32 – 
13. Viele nützliche Infos auch auf der Website:  
www.oekoevent.at LEI

Nachrichten

Bodenqualität

EU-Rückzug   
Die EU-Kommission hat 
eine Liste „überholter 
Kommissionsvorschläge“ 
veröffentlicht, die sie zu-
rückgezogen hat: Darunter 
auch die Bodenrahmen-
Richtlinie, die Maßnahmen 
gegen die Verschlechte-
rung der Bodenqualität 
und zur Erhaltung der 
Bodenfunktionen treffen 
sollte. Vor allem Öster-
reich und Deutschland 
hatten sich dagegen 
ausgesprochen.   HO
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Auslaufmodell Luft-Erdwärmetauscher
Neuere Studien zeigen, dass auch bei größter Sorgfalt Schimmel-
befall in Luft-Erdwärmetauschern (Luft-EWT) nicht ausgeschlossen 
werden kann. In der neuen ÖNORM H 6038 werden daher Luft-EWT 
nicht mehr empfohlen. www.raumluft.org Suchbegriff: Hygiene in 
RLT-Anlagen.
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künftig dafür zuständig sein, 
diese Maßnahmen endgültig 
zu beschließen, wobei die be-
troffenen AnwohnerInnen ver-
pflichtend einzubeziehen sind. 
Die EU-Kommission wurde 
außerdem vom EU-Parlament 
verpflichtet, mit der Über-
arbeitung der Umgebungs-
lärm-Richtlinie 2002/49/EG 
gesundheitliche Aspekte von 
Fluglärm anzugehen.  HO

Tirol

Wegefreiheit
in Gefahr
Im April hat sich der Ös-
terreichische Alpenverein 
(OeAV) strikt gegen eine 
Einschränkung der Wege-
freiheit im alpinen Gelände 
in Tirol ausgesprochen. 
Nachdem bereits Seilbahner 
und Jäger Sperrgebiete gefor-
dert hatten, hat eine Agrar-
gemeinschaft den OeAV mit 
Klagsandrohung aufgefordert, 
Skitouren im Gebiet der Ag-
rargemeinschaft aus der Al-
penvereinskarte zu entfernen. 
Wald darf laut dem Forstgesetz 

jeder zu Erholungszwecken 
betreten, darüber hinaus ist die 
rechtliche Lage jedoch unklar. 
In den restlichen Bundeslän-
dern, mit Ausnahme von Wien 
und Niederösterreich, gibt es 
bereits gesetzliche Vorschrif-

ten für Grundstücke oberhalb 
des Waldes. Deshalb forderte 
der OeAV, auch in Tirol die 
Wegefreiheit im Bergland in 
einem Landesgesetz zu veran-
kern. HO

Schweiz

Ökobewusstsein
bröckelt
Die Schweizer verhalten 
sich weniger umweltbe-
wusst als im Vorjahr. 
Das zeigt die repräsentative 
Univox-Umwelt-Umfrage 
des Markt- und Sozialfor-
schungsinstituts gfs-zürich im 
Auftrag des WWF Schweiz. 
Weniger Fleisch essen, bei 
neuen Elektrogeräten auf den 
Stromverbrauch achten oder 
beim Kauf von Lebensmitteln 
deren Herkunft prüfen: All  
das ist SchweizerInnen nicht 
mehr so wichtig wie vor 
einem Jahr. Ihr Umweltver-
halten nahm im Schnitt um 
sechs auf 45 Prozent ab. Auch 
insgesamt ist das Umwelt-
bewusstsein zwischen 2012 
und 2013 markant gesunken, 
um satte neun auf 49 Prozent. 
Die meistgenannten Hinde-
rungsgründe für ein umwelt-
freundliches Verhalten sind 
Bequemlichkeit, die Kosten 
und der Mangel an Alternati-
ven. Die Erklärung von gfs-
zürich Studienleiter Andreas 
Schaub: „Die Umwelt ist im 
Moment kein Thema. Nur we-
nige Menschen denken ohne 
akute Gefährdung über einen 
längeren Zeithorizont hinaus 
an Umweltthemen.“ Dabei 
liegen auf dem Angstbarome-
ter 2013 die Umweltthemen 
immer noch ganz oben, allen 
voran der Klimawandel und 
die Luftverschmutzung. HO

*Peter Schleinbach ist Bundesse-
kretär der Gewerkschaft PRO-GE, 
Branchen- und Kollektivvertragsbüro.  
www.proge.at

Warum eine „Freizeit
option“? 
Schleinbach: Für 
erhebliche Teile der Be-
schäftigten haben neben 
der Entwicklung des 
Einkommens auch andere 
Aspekte der Arbeitsbezie
hungen große Bedeutung. 
Die Vereinbarkeit von 
Arbeit mit persönlichen 
Bedürfnissen hat dabei 
hohe Priorität. 

Was sind die Rahmen-
bedingungen?
Schleinbach: Wichtig ist 
die Freiwilligkeit der be-
trieblichen Sozialpartner, 
die Freizeitoption anzu-
wenden. Die Entschei-
dung der betrieblichen 
Partner gilt auf Dauer. Die 
gebührende Freizeit kann 
stundenweise, in ganzen 
Tagen oder in größeren 
Freizeitblöcken konsu-
miert werden.

Was bringt das für die 
Beschäftigten und wie 
wird es angenommen?
Schleinbach: Für die 
Beschäftigten wird mit 
der Freizeitoption erst-
malig - unter bestimmten 
Voraussetzungen - ein in-
dividuelles Wahlrecht ge-
schaffen, entweder mehr 

Geld oder mehr Freizeit 
zu erhalten. Damit aner-
kennen die Sozialpartner 
die Unterschiede in den 
Lebensverhältnissen 
zwischen den Menschen 
und ihren vielfältigen Wer-
tehaltungen. Für die ein-
zelnen ArbeitnehmerInnen 
bedeutet dies, dass deren 
Bedürfnissen stärker 
entsprochen wird. Solche 
Kollektivvertragspolitik hat 
Zukunft. Dass es die Aus-
wahlmöglichkeit Zeit oder 
Geld gibt, wird von den 
Beschäftigten begrüßt. In 
den (leider zu wenigen) 
Betrieben, in welchen die 
Freizeitoption angeboten 
wird, gibt es wesentlich 
mehr Interessenten als 
tatsächliche Vereinbarun-
gen getroffen wurden.

Welche Herausforderun-
gen gibt es, wie reagie-
ren die Unternehmen?
Schleinbach: Es gilt, 
möglichst vielen Beschäf-
tigten zusätzliche Freizeit 
zu ermöglichen. Unter-
nehmen müssen dafür 
die Arbeitsorganisation 
so flexibel gestalten, dass 
dies ohne qualitative oder 
quantitative Probleme in 
der Produktion umgesetzt 
wird.

Interview mit Peter Schleinbach 

Mehr oder weniger arbeiten?   
Die Industriellenvereinigung macht immer wieder Vor-
stöße, das Arbeitszeitgesetz für 12 Stunden Arbeit am 
Tag in  bestimmten Bereichen zu öffnen. In der Elek-
troindustrie wurde demgegenüber mit der Gewerk-
schaft im Kollektivvertrag eine Arbeitszeitverkürzung 
in Form einer „Freizeitoption“ vereinbart. 

Nachrichten



ie Freude bei den Kri-
tikerInnen der EU-
Saatgutverordnung 

am 11. März 2014 war groß: 
Im EU-Parlament stimmten 
511 Abgeordnete mit  überwäl-
tigender Mehrheit für eine Zu-
rückweisung des Vorschlages 
an die Kommission – nur 130 
Abgeordnete hätten diesen an-
genommen. Bereits im Febru-
arplenum lehnten die EU-Ab-
geordneten im federführenden 
Landwirtschaftsausschuss mit 
37 zu 2 Stimmen den Kom-
missionsvorschlag ab. Aber 
trotz dieses Votums war es bis 
zum Schluss unklar, ob das 
EU-Plenum den sehr umstrit-
tenen Kommissionsvorschlag 
auch tatsächlich zurückweist. 
Die Unterstützung von über 
900.000 BürgerInnnen in ganz 
Europa – eine halbe Million 
alleine aus Österreich – war 
vielleicht auch für die EU-Par-
lamentarierInnen richtungs-
weisend: Sie alle haben im 
Rahmen der Kampagne von 
Arche Noah und Global 2000 

die Petition „Freiheit für die 
Vielfalt“ ihren Wunsch nach  
mehr Sortenvielfalt geäußert. 
Es ergingen unzählige E-Mails 
und Saatgutpäckchen an die 
Abgeordneten mit der Bitte, 
sich für die Vielfalt am Acker 
und am Teller einzusetzen.  
Auch der Einsatz der österrei-
chischen EU-Abgeordneten 
Karin Kadenbach (SPÖ) und 
Elisabeth Köstinger (ÖVP) 
für die Zurückweisung an die 
Kommission ist hervorzuhe-
ben. Zudem protestierten in 
Österreich Lebensmittelhan-
del,  viele Köche und andere 
Persönlichkeiten gegen die 
Pläne der EU-Kommission, 
die Vielfalt am Teller einzu-
schränken. Auch im „Parla-
ment der Arbeiterkammer“ 
gab es dazu zwei Anträge, 
die einstimmig angenommen 
wurden. 

All diese Aktivitäten hatten 
letztendlich  dasselbe Ziel – 
den Vorschlag der EU-Kom-
mission zu entschärfen bzw. 
abzulehnen. Mit der Zurück-

weisung des EU-Parlaments 
an die Kommission ist dieser 
Kommissionsvorschlag vor-
erst vom Tisch. Mit der Wahl 
des EU-Parlaments im Mai 
2014  und einer neuen Kom-
mission im Herbst 2014 heißt 
es nun gewissermaßen zurück 
an den Start.

Die Kritik 
Bislang fällt nur “kom-

merziell genutztes“ Saatgut 
unter EU-Vorschriften. Für 
traditionelle und alte Sorten 
gibt es Ausnahmen. Auf Basis 
des alten Kommissionsvor-
schlages wäre künftig jedes 
Saatgut, das über Tausch oder 
Handel in Umlauf gebracht 
wird, als  „kommerzielle Nut-
zung“ eingestuft worden. Be-
sonders betroffen hätte diese 
Regelung alte Landsorten, 
Erhaltungssorten und Sorten, 
die Raritäten darstellen oder 
von geringer ökonomischer 
Bedeutung sind. Das Ziel 
von Saatguttestverfahren ist 

* DI Iris Strutzmann ist Agrarwis-
senschafterin und Mitarbeiterin in 
der Abteilung Wirtschaftspolitik der 
AK Wien.

Das Europäische Parlament hat die neue EU-Saatgutverordnung im März 

2014 mit großer Mehrheit abgelehnt. Damit ist der Kommissionsvorschlag 

erst einmal vom Tisch. Wie es weitergeht, entscheiden Kommission und Rat 

der EU in den nächsten Monaten. Mit einem neuen Vorschlag ist im Laufe 

des Jahres 2015 zu rechnen.	�  Von Iris Strutzmann *
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Politik  

EU-Saatgutmarkt: Volle Konzentration
Eine aktuelle Studie zeigt die Konzentration des europäischen Saatgutmark-
tes auf:  http://greens-efa-service.eu/concentration_of_market_power_in_EU_
see_market/files/assets/basic-html/index.html#1

Zusammenfassung:

Bislang fällt nur “kommer-
ziell genutztes“ Saatgut 
unter EU-Vorschriften. 
Für traditionelle und alte 
Sorten gibt es Ausnahmen. 
Auf Basis des alten Kom-
missionsvorschlages hätte 
diese Einschränkung nicht 
mehr gegolten. Damit 
wären alte Landsorten, 
Raritäten und Sorten von 
geringer ökonomischer 
Bedeutung bedroht. Ein 
neuer Vorschlag muss die 
Interessen der Konsumen-
tInnen, nicht die der Agro-
industrie berücksichtigen.  

Verschnaufpause 
für die Vielfalt 
D
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es, vor allem gleichbleibende 
Qualität von Pflanzen und 
Saatgut sicherzustellen. Aber 
gerade traditionelle und sel-
tene Sorten entsprechen die-
sen Kriterien oft nicht und es 
besteht die Gefahr, dass diese 
damit vom Markt gedrängt 
werden. Die Kosten für die 
Zulassung einer einzigen 
Sorte werden von ExpertIn-
nen auf 1.000 Euro geschätzt. 
Mit solch einer zusätzlichen 
monetären Belastung kann die 
bestehende Nachfrage nach 
altem Saatgut erheblich unter 
Druck geraten. Zwar waren im 
Entwurf Ausnahmen für Hob-
bygärterInnen, ErhalterInnen,  
Vereine sowie Mikrounter-
nehmen  vorgesehen – diese 
hätten insbesondere den ös-
terreichischen KonsumentIn-
nen aber wenig genützt: Für 
Supermärkte, die seit einigen 
Jahre alte Sortenraritäten von 
Gemüse und Jungpflanzen in 
ihrem Sortiment führen, hätten 
diese höchstwahrscheinlich 
nicht gegolten.  Auch manche 

Produzenten, die seit Jahren 
auf die Vielfalt setzen, wären 
nicht unter die Ausnahmere-
gelung gefallen. Ob sie unter 
geänderten Rahmenbedingun-
gen insbesondere neuer Aufla-
gen  ihre Arbeit weiterführen, 
darf spekuliert werden. Zudem 
gab es erhebliche Demokra-
tiedefizite im Entwurf, da 
sich die EU-Kommission in 
wesentlichen Fragen über de-
legierte Rechtsakte in vielen 
Bereichen Änderungen bzw. 
weitere Präzisierungen vorbe-
halten hätte. Bei einem neuen 
Entwurf ist die Anzahl der de-
legierten Rechtsakte  auf das 
wesentlichste zu beschränken. 
Insbesondere Rechtsakte, die 
die Biodiversität betreffen, 
sind bereits in der Verordnung 
selbst zu regeln. 

Wie weiter?
Die Wahl zum EU-Parla-

ment ist bereits geschlagen. 
Im November wird die neue 

Politik  

Saatgutvielfalt in Österreich
Im österreichische Regierungsprogramm ist die „Erhaltung der österreichi-
schen Vielfalt im Bereich des Saatgutes“ als eigene Maßnahme festgehalten. 
https://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=53264  (Seite 18-20)

Am EU-Saatgutmarkt 
beherrschen 
	�5 Saatgutfirmen 75% 

des Maissaatgutes
	�5 Saatgutfirmen 95% 

des Gemüsesaatgutes
	�4 Saatgutfirmen 86% 

des Zuckerrübensaat
gutes
	�8 Saatgutfirmen 99% 

des Zuckerrübensaatgu-
tes
	�Monsanto 24% des 

Gemüsesaatgutmarktes

Ein paar Fakten zur 
Tomate (Paradeiser): 
	�Der Gemüsesaatgut-

markt hält einen Anteil 
von 11 Prozent am  
EU-Saatgutmarkt
	�5 Saatgutfirmen halten 

95% des Gemüsesaat-
gutmarktes
	�Die 5 Firmen Monsanto, 

Syngenta, Limagrain, 
Bayer und RiijkZwaan 

verkaufen 45 Prozent 
der Tomatenvariationen
	�Im EU-Sortenregister 

sind 3.850 Tomatensor-
ten eingetragen 
	�In burgenländischen 

Frauenkirchen baut 
Erich Steckovic über 
3.000 Paradeissorten an 

Internationaler  
Saatgutmarkt
Seit 1996 gab es große 
Veränderungen  am inter-
nationalen Saatgutmarkt. 
Eine starke Konzentration 
hat stattgefunden. So  
kontrollierten die zehn 
größten Saatgutfirmen
	�1996 rund 17% des 

Saatgutmarktes
	�2009 rund 44% des 

Saatgutmarktes
	�2012 rund 62% des 

Saatgutmarktes
Quelle: Concentration of market 
power in the EU seed market, 2014;  
www.greens-efa-service.eu

Internationaler Saatgutmarkt    

Rangliste der GröSSten

Saatgut: Für den Erhalt der österreichischen Vielfalt.
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Gräser

2.730

Zuckerrüben

Öl- und Faserpflanzen 

Saatkartoffel

Mais

Getreide und 
Hülsenfrüchte

Gemüse

Aufschlüsselung des EU-Saatgutmarktes 
nach Saatgutart 

39%

1.820

26%

980

14%

770
11%

280 
4%210 

3%
210 
3%

EU-Saatgutmarkt 
in Millionen Euro

Quelle: Ivan Mammana: Concentration of market power in the EU seed market. 
Study commisioned by the Greens/EFA Group in the Eurpean Parliament, 2014, 
Seite 10. www.greens-efa.eu  www.eat-better.eu 



EU-Kommission vom EU-
Parlament gewählt. Bis dahin 
wird vorerst wenig bis gar 
nichts passieren. Zwar könn-
ten Rat und Kommission der 
EU bereits nächste Schritte 
einleiten, aber die griechische 
EU-Präsidentschaft hat bereits 
empfohlen, einen neuen Vor-
schlag zum EU-Saatgutrecht 
auch der neuen EU-Kommis-
sion zu überlassen. Schließlich 
liegt es in der Verantwortung 
und Zuständigkeit des EU-
Gesundheitskommissars sich 
diesem Thema zu widmen. Da 
der derzeitige  EU-Gesund-
heitskommissar Tonio Borg 
dem Vernehmen nach nicht 
nochmals ernannt wird, wäre 
es fast ein Affront, wenn sein 
Ressort einen neuen Vorschlag 
präsentieren würde. Es ist 
also davon auszugehen, dass 
die neue Kommission einen 
neuen Vorschlag präsentieren 
wird. Sie hat verschiedene 
Möglichkeiten: Erstens, den 

alten Vorschlag zu reparie-
ren und auf die vorgebrachte 
Kritik einzugehen  – die EU-
Abgeordneten hatten rund 400 
Abänderungsanträge einge-
bracht.  Diese Überarbeitung 
würde ein paar Monate dau-
ern.  Sie kann aber auch einen 
gänzlich neuen Vorschlag 
erarbeiten lassen – das könnte 
dann mehrere Jahre dauern. Da 
die EU-Saatgutverordnung in 
einem Paket mit vier anderen 
EU-Verordnungen präsentiert 
wurde, ist es wohl realistischer 
von einem abgeänderten alten 
Vorschlag auszugehen, der im 
Laufe des Jahres 2015 präsen-
tiert wird. 

Was ist nötig? 
Sobald ein neuer Entwurf 

vorgelegt wird, beginnt der 
politische Prozess erneut: Das 
EU-Parlament, der EU-Rat und 
die EU-Kommission versuchen 
gemeinsam eine Einigung zu 

finden. Erst wenn sich alle drei  
geeinigt haben, tritt das neue 
EU-Saatgutrecht in Kraft. 

Derzeit sind die Vorschriften 
für EU-Saatgut in zahlreichen 
EU-Richtlinien geregelt. Dies 
erlaubt den Nationalstaaten 
Freiräume, die insbesondere 
Österreich sehr gut genutzt hat. 
Österreich nimmt daher in der 
EU bei altem und traditionel-
lem Saatgut nahezu eine Son-
derstellung ein. Hierzulande ist 
es aufgrund einer relativ guten 
Rechtslage möglich, dass der 
Tausch und Handel mit alten 
Saatgutsorten nicht illegal ist. 
In Frankreich oder Großbritan-
nien sind die Gesetze viel stren-
ger und der Handel bzw. der 
Nachbau von Saatgut ist sogar 
verboten. In Österreich konnte 
sich daher in den vergangenen 
Jahren ein guter Markt für den 
Handel, Tausch und Nachbau 
von alten und traditionellen 
Sorten im Gemüse-, Getreide- 
und Obstbereich etablieren. 

Eine neue EU-Saatgut-
verordnung ersetzt die alten 
EU-Richtlinien zum Saatgut. 
Diese Richtlinie ist dann für alle 
EU-Mitgliedsstaaten gesetzlich 
bindend,  nationale Spielräume 
sind dann nicht mehr möglich. 
Die österreichischen Konsu-
mentInnen haben die Vielfalt 
insbesondere bei Gemüse und 
Obst in den vergangen Jahren 
– auch Dank des Angebotes im 
Supermarkt – stark nachgefragt. 
Aber auch insgesamt gibt es ein 
großes Interesse an altem und 
traditionellem Saatgut. In einer 
EU-Saatgutverordnung dürfen 
daher keinerlei Hindernisse 
für dieVermarktung und den 
Tausch von alten und traditio-
nellen Sorten sowie deren Pro-
dukte bestehen – unabhängig 
davon, wie klein oder groß der 
Produzent oder der Vermarkter 
ist. Weiters dürfen keine zu-
sätzlichen Hürden geschaffen 
werden, um die Preise für Pro-
dukte von alten oder traditionel-
len Sorten zu erhöhen, die sich 
dann wiederum im Preis für die 
KonsumentInnen niederschla-
gen. Ziel einer EU-Saatgutver-
ordnung muss zudem der Erhalt 
und die Förderung von altem 
und traditionellem Saatgut sein. 
Gerade im Zuge der Klima- und 
Umweltveränderungen wird 
dies zukünftig noch wichtiger 
sein als bisher. Im österreichi-
schen Regierungsprogramm 
2014-2018 ist die „Erhaltung 
der österreichischen Vielfalt 
im Bereich des Saatgutes“  
bereits festgehalten. Eine neue 
EU-Saatgutverordnung darf 
die Vielfalt nicht zusätzlich 
einschränken. Die UNO-
Welternährungsorganisation 
FAO hat in ihren Berichten 
wiederholt festgestellt, dass im 
20. Jahrhundert 75 Prozent der 
Biodiversität in der Landwirt-
schaft verloren gegangen sind. 
Im 21. Jahrhundert sollte diese 
Entwicklung gestoppt und um-
gekehrt werden.£

Politik  

Damit Saatgutsorten in der EU 
zugelassen werden, müssen 
diese bestimmten Anforderun-
gen, den sogenannten DUS-
Kriterien entsprechen:
D = Distinct: Eine Sorte muss 
von allen anderen Sorten in 
mindestens einem Merkmal 
unterscheidbar sein und mit 
einer eindeutigen Bezeich-
nung versehen werden.
U = Uniform: Alle Pflanzen 
einer Sorte auf dem Acker 
müssen eine hohe Uniformität 
(auch: Homogenität) aufwei-
sen.
S = Stable: Die Sorte muss 
auch noch nach mehreren 
Generationen die gleichen 
Eigenschaften (auch die Uni-
formität) aufweisen.
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EU-Sorten

Einheitlichkeit statt Vielfalt



Naturschutz ist kein Luxus, son-
dern eine Zukunftsaufgabe. Die 
dynamischen natürlichen wie ge-
sellschaftlichen Prozesse verlangen 
im Naturschutz nach einer breiten 
bereichsübergreifenden und zielori-
entierten Steuerung, analysiert Lukas 
Strahlhofer. 

Die EU-Kommission fordert von 
Österreich, über 200 neue Schutzge-
biete in das europäische Netzwerk 
aufzunehmen. Mathilde Stallegger 
und Stefanie Schabhüttl arbeiten 
heraus, dass Österreich nachhinkt, 
weil eine bundesweite Koordination 
für Naturschutz fehlt.

Ein neuer Trend zeichnet sich  
ab: Finanzierung von Naturschutz 
über innovative Finanzprodukte. 
Jutta Kill untersucht eine Reihe 
solcher Projekte und kommt zum 
Schluss, dass diese einen Irrweg 
darstellen und Beteiligungsprozesse 
schwächen.

Schutzaufgabe �  Seite 14 Natura 2000    � Seite 18 Monetarisierung� Seite 21

Schwerpunkt  
Naturschutz
Wie soll moderner Naturschutz ausschauen? Während die einen mehr Kommuni-

kation und Dialog für nötig erachten, sehen die anderen – meist große internatio-

nale Konzerne – in der Monetarisierung des Naturschutzes ihre Chance.



n Österreich wiegen wir uns 
sehr gern in dem Gedanken, in 
einem wahren Naturparadies 

zu leben: Die landschaftliche Vielfalt 
Österreichs in Verbindung mit einem 
breiten Klimaspektrum ermöglicht un-
terschiedlichste natürliche Lebensräu-
me und eine hohe Anzahl an Tier- und 
Pflanzenarten. Die Wasserqualität der 
österreichischen Seen und Flüsse ist 
vor allem dank verstärkter Investitio-
nen in die Abwasserreinigung in den 
vergangenen Jahrzehnten wieder sehr 
gut. Der Waldanteil an unserem Staats-
gebiet, der auch aufgrund einer langen 
Tradition ressourcenbezogen-nachhal-
tiger Forstbewirtschaftung und einem 
recht strengen Bundesforstgesetz sogar 
weiter zunimmt, beträgt heute rund 47 
Prozent. Die (noch) vorwiegend klein-
betriebliche Struktur der österreichi-
schen Landwirtschaft birgt zumindest 
Potenzial für eine vielfältige Gestaltung 
natürlicher Lebensräume und naturnahe 
Bewirtschaftungsformen: 2012 nahmen 
bereits über zwei Drittel aller landwirt-
schaftlichen Betriebe am „Österreichi-
schen Programm zur Förderung einer 
umweltgerechten, extensiven und den 
natürlichen Lebensraum schützenden 
Landwirtschaft“ (ÖPUL) teil und rund 
20 Prozent der Nutzfläche werden heute 
biologisch bewirtschaftet. Ist aus Natur-
schutzsicht also alles in eitler Wonne? 

Fakt ist auch, dass bereits seit den 
1950ern sehr viele natürliche Refugien 

unserer Kulturlandschaft in Form von 
Feuchtgebieten, Feldrainen, Hecken 
und wilden „Gstettn“ der allgemeinen 
Mechanisierung und Intensivierung 
der Landwirtschaft zur Ernährungssi-
cherung weichen mussten und heute 
selbst auf biologisch bewirtschafteten 
Flächen großräumig verschwunden 
sind. Der politisch geförderte ökonomi-
sche Wachstumsdruck auf den Sektor, 
aber auch der zusätzliche Feldanbau 
von Rohstoffen zur Energiegewinnung 
sowie die voranschreitende Bodenver-
siegelung verschärfen die Flächenkon-
kurrenz zu verbliebenen naturnahen 
Landschaftselementen nun noch weiter. 
Der Wegfall dieser natürlichen Korri-
dore gefährdet aber letztendlich selbst 
den nachhaltigen Erhalt ausgewiesener 
Schutzgebiete (siehe Kasten Seite 17), 
die immer häufiger nur mehr isolierte 
ökologische „Inseln“ bilden. Die aus 
klimapolitischer Sicht positiv bewerte-
te Steigerung der Nachfrage nach Bio-
masse für Heizzwecke erhöhte zudem 
den Anreiz, die Wälder gründlicher 
auszuputzen – mit entsprechend negati-
ven Folgen für Waldökosysteme. Noch 
deutlicher betrifft dieser Zielkonflikt 
zwischen Klimaschutz und Naturschutz 
den natürlichen (morphologischen) 
Zustand der österreichischen Fließge-
wässer. Laut Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft (BMLFUW) sind be-
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*DI Lukas Strahlhofer, 
MSc ist Wasserwirtschafter, 
Umweltmanager und Mitarbeiter 
der Abteilung Umwelt & Verkehr 
in der AK Wien.
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Schwerpunkt
NATURSCHUTZ

Die Natur und 
ihr Schutz

I

 www.ak-umwelt.at

Naturschutz ist kein Luxus, sondern eine Zukunftsaufgabe. Aber 

wie steht es heute um die Natur in Österreich? Wie wird ihr Schutz 

hierzulande gehandhabt - und mit welcher Wirkung? Was möch-

ten wir mit dem Erhalt der Natur eigentlich erreichen? Wo gibt es 

Verbesserungspotenzial? Ein Überblick zur Lage der Nation aus 

Naturschutzsicht.    � VON Lukas Strahlhofer *

Zusammenfassung:

Die heimische Natur ist 
vielfältigen und komplexen 
Bedrängnissen ausge-
setzt. Die dynamischen na-
türlichen wie gesellschaft-
lichen Prozesse verlangen 
im Naturschutz nach einer 
breiten bereichsübergrei-
fenden und zielorientierten 
Steuerung. Dazu braucht 
es einen bundesweit ein-
heitlichen Rechtsrahmen, 
Ergebnisorientierung im 
Vertragsnaturschutz sowie 
mehr allgemeine Bewusst-
seinsbildung. 

 www.ak-umwelt.atSeite 14  Wirtschaft & Umwelt  2/2014



ine Studie (1997) von Helga 
Weisz und Harald Payer 
beschreibt sehr klar, wie sich 

in Österreich der Naturschutzbegriff 
im Lauf der Geschichte von einem 
„ästhetisch-statischen“ über ein 
„ökologisch-statisches“ zu einem „öko-
logisch-dynamischen“ Bild gewandelt 
hat. Demnach setzte sich Naturschutz 
Ende des 19. Jahrhunderts ursprünglich 
zum Ziel, schöne und beeindruckende 
Landschaftselemente zu erhalten 
(ästhetisch) und eine noch nicht durch 
Industrialisierung veränderte Landschaft 
zu bewahren (statisch). Eine zentrale 
Rolle in dieser konservativen Phase des 
Naturdenkmal- und Heimatschutzes, 
welcher teils auch mit nationalistischem 
Gedankengut unterlegt wurde, spielte 
das Bildungsbürgertum aus Ärzten, 
Geistlichen oder Journalisten. Als 
mögliche einfache Erklärung dafür gilt, 
dass der Adel seinen Besitz noch einige 
Zeit vor den Auswirkungen der Indus
trialisierung fernhalten habe können und 
die ArbeiterInnenklasse aus realpoliti-
schen Gründen wenig an Industriekritik 

interessiert gewesen sei. Die damalige 
Hinwendung zur Natur war in Österreich 
jedoch keine ausschließlich bürgerliche 
Erscheinung. In Wien wurde 1895 der 
Touristenverein „Die Naturfreunde“ 
gegründet. Zentrales Anliegen war, dass 
die ArbeiterInnenschaft ihre karge Frei-
zeit statt in dunklen Gasthäusern in der 
freien Natur verbringen kann – wofür oft 
erst die Wegefreiheit erstritten werden 
musste. Dahinter steckte ebenso die 
soziale Absicht, den ArbeiterInnen mehr 
Recht auf Erholung und Freizeit zuzuge-
stehen. Blieb aber bei den „Naturfreun-
den“ die Industrialisierung von Beginn an 
bis zur Zeit der Umweltbewegung in den 
1970ern ein unangefochtenes Leitbild, 

verlor Industriekritik bei konservativ-bür-
gerlichen NaturschützerInnen erst nach 
dem Ersten Weltkrieg zunehmend an 
Bedeutung. Während der NS-Zeit dann 
schienen viele damalige Naturschutz-
anliegen mit der Verabschiedung des 
Reichsnaturschutzgesetzes zum Schutz 
der „typisch deutschen“ Natur erfüllt. 
Tatsächlich blieb das Gesetz aber auf-
grund der vorrangigen Erfordernisse der 
Kriegswirtschaft weitgehend wirkungs-
los. Nachdem der Umgang mit der Natur 
in den 1950ern und 1960ern im Zuge des 
Wiederaufbaus so rücksichtslos wie nie 
zuvor war, wurden infolge der aufkom-
menden Umweltbewegung der 1970er 
Jahre ästhetische Argumente durch öko-
logische ersetzt. Großen Einfluss hatte 
dabei auch die Wissenschaft mit ihren in 
der Ökologie damals vorherrschenden 
(statischen) Gleichgewichtsmodellen. 
Erst in den 1980er Jahren schließlich 
begann die mit neuer Computertech-
nologie einhergehende Dynamisierung 
von Modellvorstellungen in der Ökologie 
(ökologisch-dynamisch) langsam auch 
auf den Naturschutz überzugreifen.

Naturschutzgeschichte

Paradigmenwechsel im Naturschutz 

E

Für den umfassenden Schutz der Natur sind alle. Doch welcher Weg dabei eingeschlagen werden soll, ist oft umstritten.

www.arbeiterkammer.at Wirtschaft & Umwelt  2/2014   Seite 15



halt von Arten und Lebensräumen zu 
verbessern. Allerdings diente das ÖPUL 
bisher mehr der Sicherung agrarischer 
Einkommen als dem Naturschutz, denn 
die Vergabe hierfür eingesetzter öffent-
licher Mittel zielte nur auf die Einhal-
tung der definierten Bewirtschaftungs- 
und Pflegemaßnahmen ab, nicht jedoch 
auf deren tatsächliche, d.h. ökologische 
Wirksamkeit. Besonders auch im In-
teresse der SteuerzahlerInnen braucht 
es deshalb in Zukunft unbedingt mehr 
begleitendes Monitoring sowie mit 
den jeweiligen GrundeigentümerInnen 
konkret vereinbarte Erhaltungs- bzw. 
Schutzziele.

Schützen versus  
konservieren

Unabhängig von den Schwachstel-
len in der Anwendung beschriebener 
Instrumente steht man in öffentlichen 
Diskussionen und Interessenskonflikten 
wiederholt vor dem Problem fundamen-
taler Auffassungsunterschiede darüber, 
was Naturschutz eigentlich bewirken 
soll. Paradebeispiel ist der sogenannte 
„Käseglocken-Naturschutz“, der zwar 
in heutigen Naturschutzkreisen weitge-
hend als veraltete Sichtweise gilt, von 
SchutzgebietsgegnerInnen aber immer 
noch als gängiges Angst-Argument 
einer drohenden weitläufigen Außer-
nutzungsstellung verwendet wird: In 
der Kulturlandschaft Österreichs ist die 
vermeintliche Wiederherstellung ei-
nes natürlichen „Urzustandes“, indem 
man Natur „unter den Glassturz“ stellt 
und damit allen menschlichen Ein-

reits rund 80 Prozent aller Flüsse mit 
einem Einzugsgebiet größer als 100 km² 
durch Verbauungen wie Kraftwerke be-
einträchtigt. Als überdies zunehmende 
Probleme für die heimische Artenviel-
falt gelten die unkontrollierte Verbrei-
tung gebietsfremder Arten (Neobiota) 
sowie der Klimawandel. 

In Anbetracht dieser komplexen wie 
vielfältigen Bedrängnisse der heimi-
schen Natur wurde das weitgefasste Ziel 
eines Stopps des weiteren Verlusts an 
biologischer Vielfalt bis 2010, zu dem 
sich Österreich im Rahmen der ersten 
EU-Biodiversitätsstrategie im Jahr 2002 
bekannte, wohl auch mangels bereichs-
übergreifender Koordination verfehlt. 
Umso wichtiger bleibt daher die Auf-
gabe von Naturschutz-NGOs und der 
EU-Kommission, alle hierzulande Ver-
antwortlichen in die Pflicht zu nehmen, 
Schutzziele erfolgreicher umzusetzen. 
Aber wie steht es dabei um die Wirk-
samkeit der eingesetzten Instrumente?

Rechtlicher Fleckerlteppich
Der rechtliche Naturschutz ist in 

Österreich in Gesetzgebung und Voll-
ziehung Bundesländersache. Nach ein-
heitlicher Definition der Länder besteht 
dabei eine allgemeine Verpflichtung 
zum Schutz und zur Pflege der Natur 
als Lebensgrundlage für Menschen, 
Tiere und Pflanzen. Nichtsdestotrotz 
gibt es dennoch neun eigene Landes-
Naturschutzgesetze, in denen auch EU-
weit geltende Richtlinien wieder in un-
terschiedlicher Ausprägung umgesetzt 
werden. Verkomplizierend kommen die 
einzelnen Landesjagd- und Fischereige-
setze hinzu, welche ebenfalls den Um-
gang mit bestimmten Arten regeln. Als 
Konsequenz muss man sich in der öster-
reichweiten Naturschutzarbeit mit dut-
zenden länderspezifisch verschiedenen 

Gesetzen auseinandersetzen – exklusive 
noch vieler angelagerter Verordnungen. 
Einzige Ausnahme bildet die Errichtung 
und Erhaltung von Nationalparks, die 
mittels des klassisch-österreichischen 
Minimalkompromisses einer Bund-
Länder-Vereinbarungen gemäß Artikel 
15a der Bundesverfassung geregelt ist. 
Eine einheitliche Regelung des Natur-
schutzes auf Bundesebene wie in der 
Schweiz, oder ein Bundesnaturschutz-
gesetz wie in Deutschland scheiterte in 
Österreich bislang am Widerstand der 
Länder. Der rechtliche Fleckerlteppich 
verhindert so weiterhin die wirksame 
Umsetzung vieler international verein-
barter Schutzziele: Tiere halten sich nun 
einmal nicht an Ländergrenzen, zudem 
kann eine Art oder ein Lebensraumtyp 
in einem Bundesland noch verbreiteter 
vorkommen, bundesweit dennoch Sel-
tenheitswert haben. 

Zuckerbrot
Ein hierzulande ergänzend sehr häu-

fig eingesetztes Instrument ist der Ver-
tragsnaturschutz – sei es im Aufbau 
von Naturwaldreservaten, bei Natura 
2000, besonders aber in der Landwirt-
schaft (ÖPUL). Dabei wird von der 
Behörde mit den GrundeigentümerIn-
nen gegen finanzielle Aufwands- und 
Ertragsentschädigung vereinbart, na-
turverträgliche Formen der Flächenbe-
wirtschaftung in der Kulturlandschaft 
anzuwenden sowie bestimmte Pfle-
gearbeiten durchzuführen. Derzeitige 
ÖPUL-Naturschutzmaßnahmen umfas-
sen beispielsweise die Erhaltung von 
Streuobstwiesen, Blühstreifen, oder die 
Mahd von Steilflächen. Im Gegenzug 
erhalten die teilnehmenden ÖPUL-Be-
triebe zurzeit insgesamt rund 540 Mil-
lionen Euro pro Jahr, wobei etwa die 
Hälfte EU-Mittel sind. Grundsätzlich 
können solche Vertragsnaturschutz-
Modelle dort, wo naturschutzrechtliche 
Verbote sowie Anzeige- und Bewilli-
gungspflichten – aus welchen Gründen 
auch immer – kaum durchsetzbar sind, 
effektive Instrumente sein, um den Er-

Bewusstseinsbildung
Im Bildungsprojekt „Landwirtinnen und Landwirte  
beobachten Pflanzen und Tiere“ nutzen bereits über  
700 LandwirtInnen die Möglichkeit, ihre Wiesen  
wieder systematisch genauer kennen zu lernen.  
www.biodiversitaetsmonitoring.at

Biologische Vielfalt
Der Clearing House Mechanism ist die Informati-
onsplattform zum Thema Biodiversität. Folgende 
Internetseite ist der Beitrag Österreichs zu diesem 
globalen Netzwerk: http://www.biologischevielfalt.
at/ms/chm_biodiv_home/chm_biodiv_home///

Endemiten
581 Tier- und 167 Pflanzenarten gibt es 
weltweit nur in kleinen Verbreitungsgebieten 
in Österreich, sie sind hier also endemisch. 
Darunter fallen 174 Käfer, 80 Schnecken,  
46 Spinnen sowie 6 Fischarten.

 www.ak-umwelt.at

Unterschied zwischen 
Umwelt und Natur
Natur- und Umweltschutz sind zwar eng 
miteinander verbunden, jedoch nicht identisch. 
Naturschutz als Teilgebiet des Umweltschutzes 
fokussiert auf den Erhalt von Pflanzen- und 
Tierwelten sowie Landschaften. Umweltschutz 
geht von der Lebenswelt des Menschen aus 
und setzt sich daher auch für die Reduktion ge-
sundheitlicher Belastungen durch menschliche 
Aktivitäten ein.
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flüssen entzieht, in Wirklichkeit gar 
nicht möglich und erwünscht. Viele 
hier seltene „ursprüngliche“ Ökosys-
teme sind in ihrem Erhalt schon seit 
Jahrtausenden – nach Wegfall großer 
Pflanzenfresser wie Wildpferde oder 
Auerochsen – auf eine „ersatzweise“ 
Bewirtschaftung durch den Menschen 
angewiesen. Landschaften und mit ih-
nen die Lebensräume von Tieren und 
Pflanzen verändern sich zudem ständig 
auch ohne Zutun des Menschen, sind 
also nicht statisch. Die naturschutzre-
levante Frage in einer Kulturlandschaft 
ist deshalb weniger, ob bewirtschaftet 
wird, sondern wie und mit welchem 
Ergebnis. 

Ausblick
Naturschutz verlangt nach einer 

zielorientierten Steuerung dynami-
scher Prozesse. Dabei kann diese Auf-
gabe nicht bloß in den Händen einer 

kleinen Gruppe von besonders Interes-
sierten liegen, sondern muss auf breiter 
Ebene getragen und umgesetzt werden. 
Immerhin dient Naturschutz neben 
dem nachhaltigen Erhalt von natür-
lichen Ressourcen sowie funktionie-
render ökologischer Kreisläufe ebenso 
der Sicherung von Erholungs- und Er-
lebnisräumen als Quellen unserer aller 
Kreativität und Schaffenskraft. Um 
das allgemeine Bewusstsein für diese 
gemeinsame Schutzaufgabe überhaupt 
wecken zu können, muss als Voraus-
setzung genügend Wissen über heimi-
sche Tier- und Pflanzenarten vorhan-
den sein: vom Kindergarten über die 
Schulen bis hin zu den Beschäftigten 
in der Land- und Forstwirtschaft kann 
erst dann Natur wieder intensiv erleb-
bar werden. Denn nur was man kennt, 
kann man auch schätzen, nur was man 
schätzt, will man auch schützen, und 
nur was man schützt, bleibt auch für 
die Zukunft erhalten. £

Neben dem Artenschutz und der 
ökologisch nachhaltigen Nutzung 
ist der Gebietsschutz eine der 
tragenden Säulen im Naturschutz. 
Schutzgebiete sind Teile von Natur 
und Landschaft, die dem Erhalt 
der biologischen Vielfalt, aber auch 
von abiotischen Ressourcen wie 
zum Beispiel Wasser und Boden 
dienen und von den Naturschutz-
abteilungen der Bundesländer 
per Verordnung ausgewiesen 
werden. In Österreich kommen 
dabei zahlreiche Schutzgebiets-
kategorien vor. Naturschutz- und 
Landschaftsschutzgebiete sowie 
Naturdenkmäler bestehen öster-
reichweit, andere Kategorien wie 
beispielsweise „Geschützter Land-
schaftsteil“ oder „Naturpark“ gibt 
es nur in einigen Bundesländern. 
Sowohl die Schutzbestimmungen 
für die Schutzgebietskategorien 
als auch die Auflagen für jedes 
einzelne Gebiet sind unterschied-
lich in den jeweiligen Gebietsver-
ordnungen festgelegt. Land- und 
Forstwirtschaft sowie Jagd und 
Fischerei sind selbst in den Schutz-
gebieten meist „im bisherigen 
Umfang“ gestattet.

In Österreich sind 16 Prozent der 
Bundesfläche als Nationalpark, 
Natura 2000-Gebiet oder Natur-
schutzgebiet streng geschützt. 
Zuzüglich fast elf Prozent weniger 
streng geschützter Gebiete wie 
Landschaftsschutzgebiete sind es 
27 Prozent.

Hintergrund

Schutzgebiete 

Schwerpunkt

Naturschutz im Netz 
Naturschutz.at ist das österreichische 
Einstiegsportal für alle Themen aus dem 
Bereich Natur- und Landschaftsschutz 
und wird vom Umweltbundesamt betreut. 
www.naturschutz.at

Nationale Biodiversitätsstrategie
Zur Umsetzung der Vorgaben aus der EU-Biodiversitäts-
strategie für das Jahr 2020 soll noch heuer eine neue Bio-
diversitätsstrategie für Österreich erarbeitet werden. Infos 
unter: http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/
naturschutz/biolat/biodivstrat_2020/
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Nur was man kennt, kann man auch 
schätzen. Nur was man schätzt, will 
man auch schützen.



Piz Val Gronda & Isel, Vertragsverletzungsverfahren & Nach-

nominierung – Natura 2000 ist in aller Munde. Als Beitrag zum 

Stopp des fortschreitenden Arten- und Lebensraumverlusts for-

dert die EU-Kommission von Österreich, über 200 neue Schutz-

gebiete in das europäische Netzwerk aufzunehmen. Doch das 

sogenannte Umwelt-Musterland zögert. �

� Von Mathilde Stallegger und  Stefanie Schabhüttl*

it einer Gesamtfläche von über 
einer Million km2 ist das eu-
ropaweite Schutzgebietsnetz-

werk Natura 2000 ein überaus wichtiges 
und effizientes Naturschutzinstrument. 
Auf insgesamt über 26.000 geschütz-
ten Flächen soll sowohl die Vielfalt an 
Lebensräumen als auch jene wildleben-
der Tier- und Pflanzenarten nachhaltig 
erhalten werden. Durch zielgerichtete 
Managementmaßnahmen kann Natura 
2000 maßgeblich zur Eindämmung des 
Verlusts der biologischen Vielfalt in 
unserem Land und über die Landesgren-
zen hinaus beitragen. Grundlage dafür 
sind zwei EU-Richtlinien: die Fauna-
Flora-Habitat-(FFH-)Richtlinie und die 
Vogelschutzrichtlinie. Mit dem Beitritt 
zur EU im Jahr 1995 hat sich Österreich 
verpflichtet, diese Naturschutzrichtlini-
en in seinem Bundesgebiet umzusetzen. 
Aktuell liegt das österreichische Natura 
2000-Netzwerk mit rund 220 Gebieten 
und knapp 15 Prozent der Staatsfläche 
unter dem europäischen Durschnitt von 
ca. 17 Prozent. Das ist nicht nur Natur-
schutzorganisationen wie dem Umwelt-
dachverband zu wenig, auch die EU-
Kommission forderte bereits 2012 die 
Republik Österreich offiziell dazu auf, 
weitere Gebiete ins Natura 2000-Netz-
werk zu integrieren. Passiert ist jedoch 
lange Zeit nichts. Die Folge: Im Mai 
2013 leitete die EU-Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen 
die Republik ein. Mitte Jänner 2014 for-

mulierte sie erneut klare Forderungen 
in Sachen Nachmeldung von Natura 
2000-Gebieten. 

Bereits im Jahr 2012 hatte der Um-
weltdachverband in Zusammenarbeit 
mit mehr als hundert ExpertInnen eine 
Schattenliste erarbeitet, die neue po-
tenzielle Natura 2000-Gebiete, welche 
schützenswerte Arten und Lebensräume 
beherbergen, vorschlug: Bergmähwie-
sen, Kalktuffquellen, Hartholzauwälder, 
Juchtenkäfer, Große Hufeisennase und 
Grünes Koboldmoos sind nur einige der 
insgesamt 26 Arten und Lebensraumty-
pen, die in den vorgeschlagenen Gebie-
ten geschützt werden sollten. 

Gebiete verdoppeln
Auf Basis dieser Liste sah auch die 

EU-Kommission noch einmal genau-
er hin und erweiterte die ursprüngliche 
Schattenliste, um schließlich die Nach-
meldung von weiteren rund 220 neuen 
Gebieten bzw. Gebietserweiterungen zu 
fordern – darunter Naturkleinode wie 
der Piz Val Gronda oder die Isel in Tirol, 
das Warscheneck in Oberösterreich oder 
die Sattnitz in Kärnten. Da in Österreich 
die Zuständigkeit und Obsorge für Na-
turschutz und Natura 2000 den Bundes-
ländern obliegt, ist es nun an ihnen, wei-
tere Gebiete an die EU zu melden, um 
die europäischen Naturschutzverpflich-
tungen zu erfüllen. Die Deadline für die 
ersten Meldungen: September 2014.
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* Mathilde Stallegger, MSc, ist Referentin 
für Biodiversität und Natura 2000-Expertin 
im Umweltdachverband.

MMag. Stefanie Schabhüttl ist Ökologin 
und zuständig für Öffentlichkeitsarbeit & 
Kommunikation im Umweltdachverband.

Natura 2000 – im 
Schneckentempo
M

 www.ak-umwelt.atSeite 18  Wirtschaft & Umwelt  2/2014  www.ak-umwelt.at

Zusammenfassung:

Da in Österreich eine bun-
desweite Koordination für 
Naturschutz fehlt, hinkt die 
Alpenrepublik bei der Um-
setzung des europäischen 
Schutzgebietsnetzwerks 
Natura 2000 im EU-
Vergleich gehörig hinten 
nach. Dabei schlummert 
in Natura 2000 nicht nur 
das Potenzial, den fort-
schreitenden Verlust der 
biologischen Vielfalt zu 
bremsen, sondern auch 
eine unterschätzte Quelle 
ökonomischer Wertschöp-
fung.

Schwerpunkt
NATURSCHUTZ
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In vielen von der EU vorgeschla-
genen Gebieten sind aktuell 
größere Bauvorhaben geplant  
(z.B. Wasserkraftwerk an der Isel, 
Osttirol) oder befinden sich bereits 
in Durchführung (z.B. Seilbahnbau 
am Piz Val Gronda, Tirol). Und 
das, obwohl für potenzielle Natura 
2000-Gebiete gilt, dass jegliche 
Eingriffe auszuschließen sind, die 
deren ökologische Merkmale be-
einträchtigen könnten. Folgen die 
Naturschutzverwaltungen der Bun-
desländer dieser Rechtsprechung 
nicht, können enorme wirtschaft-
liche Konsequenzen 
die Folge sein. Am 
meisten jedoch 
leidet immer noch 
die Natur, wenn 
durch Bauvorhaben 
wertvolle Arten 
und Lebensräume 
unwiederbringlich 
zerstört werden.

Naturschutz

Gefährdete 
Hotspots

Österreich & Natura 2000 
209 Arten und 74 Lebensraumtypen von europäi-
schem Interesse | 80 % davon in ungünstigem Erhal-
tungszustand | 218 bestehende Natura 2000-Gebiete 
= 14,9 % der Landesfläche | 220 Gebiete laut EU 
nachzumelden

Natura 2000-Viewer
Wo befinden sich Natura 2000-Gebiete in meiner 
Nähe? Welche schützenswerten Arten und Lebens-
räume beherbergen sie? Folgende interaktive Karte 
liefert Antworten: www.natura2000.eea.europa.eu 

Erste Hilfe
Tipps und Tricks für das alltägliche Natura 
2000-Schutzgebietsmanagement bietet 
dieser Ratgeber: www.komm-natura.at/
index.php/ratgeber/erste-hilfe

Ein kürzlich veröffentlichter Bericht 
über den aktuellen Zustand der heimi-
schen Natur verdeutlicht den akuten 
Handlungsbedarf: Knapp 80 Prozent 
Österreichs Arten und Lebensraum-
typen von europäischer Bedeutung 
befinden sich in einem ungünstigen 
Erhaltungszustand. Betroffen sind ins-
besondere Gras- und Grünland, Moore 
und Süßwasserlebensräume. Vor allem 
die Intensivierung der Landwirtschaft, 
die zunehmende Landschaftsfragmen-
tierung und die Verbauung und Re-
gulierung der Fließgewässer sind die 
häufigsten Ursachen dafür. Der fort-
schreitende Lebensraumverlust setzt 
u. a. vielen Käfer-, Fisch-, Krebs- und 
Reptilienarten zu: Nur 16 Prozent aller 
Arten von europäischem Interesse be-
finden sich aktuell in einem günstigen 
Erhaltungszustand.

Ursache für die unhaltbaren Zustän-
de rund um Natura 2000 ist das oft kri-
tisierte Faktum, dass es in Österreichs 
Naturschutzpolitik keine zentrale Ko-

ordination und bundesweite Vorge-
hensweise gibt. Als reine Landessache 
hinkt der Naturschutz im europäischen 
Vergleich, auch über 20 Jahre nach der 
Verabschiedung der FFH-Richtlinie 
1992, hinten nach. Die Bundesländer 
verfolgten bislang unterschiedliche Stra-
tegien in der Ausweisung von Natura 
2000-Gebieten: Während sich manche 
an schutzwürdigen Habitaten und Arten 
nach den Anhängen der FFH-Richtlinie 
orientierten, nahmen andere lediglich 
bereits anderweitig geschützte Gebiete 
auf. Die wenigsten jedoch haben bis dato 
wirklich Zeit und Geld für eine umfas-
sende Erhebung schützenswerter Arten 
bzw. Flächen investiert. Kein Wunder 
also, dass das Schutzgebietsnetzwerk lü-
ckenhaft ist. Mehr Unterstützung seitens 
der politisch Zuständigen und – allem 
voran – ein Bundesrahmennaturschutz-
gesetz, das die Aktivitäten der Länder 
koordiniert und für Einheitlichkeit in der 
Umsetzung der Natura 2000-Richtlinien 
sorgt, könnte dem heimischen Natur-

Ein Hartholzauwald im Machland Nord in Oberösterreich – bald eines der 220 geforderten neuen Natura 2000-Gebiete?

Natura 2000 hat groSSes Potenzial,  
das Miteinander von Mensch und Natur  
zu stärken.



Natura 2000 kein „Käseglocken“-Na-
turschutz, sondern ein modernes Natur-
schutzinstrument, das auf die Erhaltung 
bestimmter Schutzgüter abzielt. Damit 
sind menschliche Eingriffe in Gebieten 
weiterhin erlaubt, sofern diese den Erhal-
tungszustand des jeweiligen Schutzguts 
nicht erheblich beeinträchtigen. Natura 
2000 hat damit großes Potenzial, das 
Miteinander von Mensch und Natur zu 
stärken. Um die Kommunikation und 
Partizipation in Schutzgebieten zwi-
schen verschiedenen von Natura 2000 
Betroffenen bzw. daran Beteiligten zu 
stärken, geht der Umweltdachverband 
mit der Initiative „Komm-Natura“ mit 
positivem Beispiel voran (siehe Kasten 
auf Seite 20).

Wirtschaftsfaktor  
Natura 2000

Die EU-konforme Umsetzung des 
Natura 2000-Netzwerks und somit der 
Erhalt schützenswerter Arten und Le-
bensräume bringt selbstverständlich 
viel Investitionsbedarf mit sich. Natura 
2000 ist aber wesentlich mehr als ein eu-
ropäisches Netzwerk an Schutzgebieten 
– komplettiert, erfolgreich umgesetzt 
und entsprechend gemanagt, können 
Schutzgebiete auch bedeutende Quel-
len der Wertschöpfung sein. Europa-
weit entspricht die Leistung von Natura 
2000 ca. zwei bis drei Prozent des EU-
Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die Wert-
schöpfung aus Kohlenstoffbindung, 
Wasserversorgung und -reinigung, dem 
Schutz vor Naturkatastrophen, aus Tou-
rismus und Freizeitaktivitäten, die ihren 
Ursprung in Natura 2000-Gebieten fin-
den, ist dabei von enormer Bedeutung. 
Nicht zuletzt aus diesen ökonomischen 
Überlegungen heraus muss die Politik 
endlich den Mut aufbringen, in Form 
von Kommunikations-, Management- 
und/oder Monitoring-Maßnahmen in 
Natura 2000-Gebiete zu investieren. 
Die Scheu vor Natura 2000 ist unange-
bracht. Denn eines steht fest: Die Natur 
wird es zurückgeben! Nutzen wir daher 
dieses Schutzinstrument in all seinen 
Facetten! £
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Wirtschaftlicher Nutzen
In diesem Informationsblatt belegt die EU-Kommission, 
dass es sich lohnt, in Natura 2000 zu investieren:
http://ec.europa.eu/environment/nature/info/pubs/
docs/factsheets/economic/de.pdf

EU-Barometer 
Wie steht Österreich im Vergleich zu ande-
ren europäischen Ländern da? Natura 2000 
bei unseren Nachbarn:
http://ec.europa.eu/environment/nature/
natura2000/barometer/index_en.htm

facten.lage Natura 2000   
Ausweisungsprozess und Gebietsvorschläge der  
EU-Kommission – alle Natura 2000-Fakten auf 
einen Blick: www.umweltdachverband.at/fileadmin/
user_upload/pdfs/Publikationen/facten.lage_natu-
ra2000_II_2_2013.pdf
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schutz und somit dem gesamteuro-
päischen Arten- und Lebensraumschutz 
durchaus förderlich sein.

Mehr Mittel für Natura 2000
Der Erfolg der Maßnahmen, die im 

Zuge von Natura 2000 zur Eindämmung 
des Verlusts biologischer Vielfalt ge-
troffen werden, misst sich maßgeblich 
an den dafür eingesetzten Mitteln. Um 
die sachgerechte Umsetzung von Natu-
ra 2000 in den nächsten Jahren zu ge-
währleisten, ist neben der Sicherstellung 
einer angemessenen Finanzierung eine 
konstruktive Zusammenarbeit der ver-
schiedenen im Naturschutz tätigen Insti-
tutionen und Organisationen – inklusive 

der Schaffung einer zentralen Natura 
2000-Plattform – genauso wichtig wie 
die rechtliche Verankerung des Natura 
2000-Netzwerks in Form von Verord-
nungen, die Umsetzung einer wirksamen 
Gebietsbetreuung und die Verstärkung 
der Sensibilisierung und Einbindung von 
Interessenträgern. 

Natur ohne Käseglocke
Managementmaßnahmen in beste-

henden Natura 2000-Gebieten sowie die 
Ernennung weiterer Schutzgebiete sor-
gen oftmals für Kontroversen zwischen 
der Land- und Forstwirtschaft, dem Na-
turschutz, der Wirtschaft, der Politik und 
anderen Interessengruppen. Dabei ist 

➔

*

Viele Menschen leben und arbeiten in Natura 2000-Gebieten. Konflikte zwischen 
den Interessengruppen sind vorprogrammiert; das Wissen um die Möglichkeiten 
und Chancen von Natura 2000 ist begrenzt. Mit der Initiative „Komm-Natura“ soll 
sich das ändern. In Form von lebendig gestalteten Infobroschüren, Ratgebern 
und Workshops will „Komm-Natura“ die alltäglichen Kommunikationsprozesse 
im Schutzgebietsmanagement erleichtern, die allgemeine Akzeptanz aller Betei-
ligten – Jäger, Förster, Naturschützer, Behörden, NGOs, Wissenschaft und Poli-
tik – fördern und Vorurteile ausräumen. In Kürze erscheinen auch 15 Kurzvideos, 
die Antworten auf Schlüsselfragen rund um Natura 2000 geben. Alle Materialien 
sind auf www.komm-natura.at verfügbar – schauen Sie rein und machen Sie mit!

Mach mit:

Natura 2000 im Gespräch 
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nsere Wirtschaft kann sich kei-
ne Planungsprozesse leisten, 
die teuer oder ineffizient mit 

Biodiversität umgehen, oder die Bau-
vorhaben und Infrastruktur blockieren, 
die unsere Wirtschaft braucht um zu 
wachsen. […] zum Glück gibt es einen 
Weg, unsere Planungsverfahren noch 
besser für Umwelt und Projektentwick-
ler zu gestalten: Biodiversitätszertifi-
kate“, so das Vorwort der Regierung 
Grossbritanniens im Diskussionspapier 
von 2013 zur Einführung von Biodiver-

sitätszertifikaten bei UVP-pflichtigen 
Bauvorhaben. 

Biodiversitätszertifikate
Großbritannien ist zum Vorreiter der 

monetären Bewertung von Natur und 
insbesondere der Weiterentwicklung 
von Ausgleichsinstrumenten in der 
Raumplanung avanciert. Infrastruktur-
projekte im Wert von ca. 300 Milliarden 
GBP (Pfund Sterling) oder 368,7 Milli-
arden Euro sind geplant, und viele der 

Finanzprodukt Natur
U Zusammenfassung 

Das Versprechen, dass eine 
monetär bewertete Natur für Po-
litik und Wirtschaft sichtbar und 
relevant werde und ihren Schutz 
über innovative Finanzprodukte 
sichern könne, entpuppt sich be-
reits jetzt als Chimäre, die Infra-
strukturvorhaben erleichtert und 
Beteiligungsprozesse schwächt.

weiter auf Seite 22 ➔

Für Befürworter ist monetäre Bewertung von Natur die einmalige 

Chance, Natur für Politik und Wirtschaft sichtbar zu machen und 

in Zeiten leerer öffentlicher Kassen Naturschutz zu finanzieren. 

Kritiker warnen vor der Chimäre, die Divergenzen und konträre 

gesellschaftliche Werte hinter technischen Debatten verschwin-

den lässt und den politischen Diskurs behindert.� Von Jutta Kill*



Vorhaben bedürfen einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP). Bürger
Innen-Initiativen gegen viele der schon 
in Planung befindlichen Projekte zeigen, 
dass Betroffene vielerorts schon heute 
auf eine unbefriedigende Berücksich-
tungung ihrer Anliegen im Planungspro-
zess reagieren. Derzeit laufen insgesamt 
sechs Pilotverfahren, in denen die Re-
gierung die Nutzung von Biodiversitäts-
zertifikaten erproben lässt. Erfahrungen 
mit zwei konkreten Bauvorhaben zeigen 
bereits jetzt, wie Biodiversitätszertifika-
te benutzt werden, um formale Einwän-
de einer BürgerInnen-Initiative bzw. 
eines Kreistags (District Council) gegen 
strittige Bauvorhaben abzuweisen. 

In North Tynside in Nordengland leg-
ten BürgerInnen-Initiativen Einspruch  
gegen Bebauung einer als ‚Site of Spe-
cial Interest‘ ausgewiesenen Fläche ein. 
Planungsrat und Schlichter begründeten 
die Bewilligung des umstrittenen Bau-
vorhabens eines Privatinvestors explizit 
mit der Option, dass zu erwartende Ha-
bitatzerstörung durch Biodiversitätszer-
tifikate an anderer Stelle ausgeglichen 
werde. Einer der Hauptgründe für die 
Bewilligung des Projekts war dabei die 
Zusage der ‘Environment Bank’, einem 
privaten Anbieter von Kompensations-
flächen, entstehende negative Auswir-
kungen auf Biodiversität durch Bereit-
stellung adäquater Flächen an anderer 
Stelle kompensieren zu können.

In Essex, im Süden Englands, ließ 
der Schlichter die Beschwerde eines 
Privatinvestors zu, der gegen die Ableh-
nung seines Neubaukomplexes durch 
den Kreistag klagte. Der Kreistag be-
gründete die Ablehnung vor allem mit 
dem Risiko des Verlusts von Habitat für 
eine bedrohte Eidechsenart sowie un-
zureichende Prüfung auf Vorkommen 
anderer geschützter Arten auf dem vom 
Bau betroffenen Gelände. Der Investor 
hatte vorgeschlagen, die Habitatzerstö-

rung durch Finanzierung einer größeren 
Fläche Habitats niedrigerer Qualität zu 
kompensieren, auf der die geschützte 
Art aber nicht vorkam. Auch sollte die 
Zerstörung des Habitats durch Finanzie-
rung der Ausgleichsfläche über nur 25 
Jahre abgegolten sein, unabhängig vom 
Zustand der Flächen zu diesem Zeit-
punkt. „Biodiversitätszertifikate retten 
Essex Baukomplex“, titelte die lokale 
Tageszeitung.

Weitere Beispiele, bei denen Biodi-
versitätszertifikate benutzt werden, um 
umstrittene Infrastrukturprojekte gegen 
lokalen Widerstand durchzusetzen, fin-
den sich in der Kurzbroschüre ‚Case stu-
dies of biodiversity offsetting‘ (www.
fern.org/sites/fern.org/files/Offset%20
stories%20-%20Final.pdf). Das Netz-
werk ‚No to Financialization of Nature‘ 
hat dazu ergänzend eine Fotodokumen-
tation zusammengetragen: http://photos.

Schwerpunkt
NATURSCHUTZ

*Jutta Kill ist Biologin. Sie arbeitet als Autorin 
und Aktivistin mit sozialen Netzwerken und Orga-
nisationen wie dem World Rainforest Movement. 
Bis 2012 koordinierte sie bei der NRO FERN in 
Großbritannien die Kampagne zur Abschaffung 
des Emissionshandels. jutta@gn.apc.org
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criticalcollective.org/index.php?modul
e=media&pId=100&category=gallery/
exhibition 

Irrwege
Neu sind solche Erfahrungen nicht. 

Sie spiegeln vielmehr die Erfahrungen 
vieler Gemeinden im globalen Süden 
wider, auf deren Land Waldschutzpro-
jekte unter dem Deckmantel des Klima-
schutzes umgesetzt wurden und werden. 
Besonders deutlich zeigen unter dem 
Namen REDD (Reducing Emissions 
from Deforestation and Forest Degrada-
tion) vermarktete Projekte die Folgen ei-
ner monetären Bewertung, die Natur auf 
sogenannte Ökosystemleistungen – hier 
die Kohlenstoffspeicherkapazität der 
Wälder – reduziert. Befürworter solcher 
Kompensationsprojekte argumentieren 
ähnlich wie die Befürworter von Biodi-

➔

Paradigmenwechsel in der Umweltgesetzgebung

Grüne Börse Rio als Symbol  
Trotz einer viel gelobten Waldgesetzgebung zerstörten illegale Rodungen 
v.a. für Rinderzucht große Waldflächen im brasilianischen Amazonas. Die 
Revision des Waldgesetzes 2012 setzt einerseits auf fiskale Anreize, um 
dem Waldverlust Einhalt zu gebieten: Wer vor 2008 illegal gerodete Flächen 
nicht wiederbepflanzt, verliert den Zugang zu verbilligten Agrarkrediten. 
Gleichzeitig eröffnet das Gesetz jedoch Landbesitzern die Option, Legalität 
zu erlangen, indem sie statt Wiederaufforstung auf eigenem Land Wald-
schutzzertifikate an der BVRio (www.bvrio.org), der Grünen Börse in Rio de 
Janeiro, erwerben. Die Neuerung erlaubt somit letztendlich Waldzerstörung 
über gesetzliche Grenzen hinaus dort, wo sie am profitabelsten ist, während 
abgelegene Waldflächen, die nicht von Waldzerstörung bedroht sind, die 
notwendigen Waldschutzzertifikate liefern. Damit scheint ein Anstieg der 
Waldzerstörung durch die Option Waldschutzzertifikate wahrscheinlich. 
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versitätszertifikaten: Natürlich sollten 
zunächst Emissionen soweit möglich 
vermieden bzw. reduziert werden, aber 
immer noch besser, nicht vermeidbare 
Emissionen zu kompensieren, um den 
Schaden möglichst gering zu halten. 

Unberücksichtigt bleibt hier unter 
anderem die Frage, wer darüber ent-
scheidet, was vermeidbar ist und was 
nicht – und wessen Stimme bei diesen 
Entscheidungen ignoriert wird. Bei 
Biodiversitätskompensation wird Natur 
auf eine Ansammlung von biologischer 
Vielfalt reduziert, deren Entwicklung 
der Mensch stört und vor dem Natur 
folglich geschützt werden muss, um sie 
zu erhalten. Die Argumentation hat sich 
schon im Zusammenhang mit Kom-
pensationsprojekten im Klimaschutz 
als Irrweg erwiesen. Auch hier wurde 
argumentiert, dass eine Tonne CO2 in 
z.B. Österreich freizusetzen den sel-
ben Beitrag zum Klimawandel leistet 
wie eine Tonne CO2 in z.B. Indien oder 
Brasilien. Auch hier wird die Frage des 
sozialen Kontextes, in den Kohlenstoff – 

und CO2-Emissionen – eingebettet sind, 
ignoriert. Die Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen auf ihre chemische Zu-
sammensetzung und Interaktion in der 
Atmosphäre verkennt, daß Kohlenstoff 
und seine Nutzung in spezifische sozi-
ale Strukturen, (Land-)Nutzungsformen 
und Produktionssysteme eingebunden 
sind, die eben nicht auf CO2-Äquivalen-
zen reduzierbar sind. 

REDD-Kompensationsprojekte zei-
gen, was passiert, wenn man dies doch 
tut. Im Süden Brasiliens etwa verloren 
traditionelle BewohnerInnen Zugang 
zu ihren Waldgärten, als die Wälder 
im Rahmen eines von der Naturschutz-
organisation The Nature Conservancy 
unterstützten Projekts zum Lieferanten 
von CO2-Zertifikaten für die Konzerne 
General Motors, Chevron und American 
Electric Power deklariert wurden. Im 
brasilianischen Bundesstaat Amazonas 
gefährdet ein REDD-Projekt die Exis-
tenz von Kleinbauern, die ihre minima-
len Kohlenstoffemissionen aus kleinflä-
chigem Wanderfeldbau reduzieren oder 

die Bewirtschaftung aufgeben müssen, 
damit die Luxushotelkette Marriott Ho-
tel trotz Emissionen, die um Größen-
ordnungen über denen liegen, die die 
Kleinbauern verursachen, ihren Gästen 
klimaneutrale Übernachtungen anbie-
ten kann. An der großflächigen Wald-
zerstörung durch industrielle Viehzucht 
und Infrastrukturprojekte wie dem Belo 
Monte Mega-Staudamm, deren Treibh-
ausgasemissionen zudem um Größen-
ordnungen höher liegen, ändern solche 
Kompensationsprojekte nichts. Dem 
Käufer der Zertifikate – ob Biodiversität 
oder CO2 – erlauben sie, klima- und bio-
diversitätsschädigendes Verhalten unter 
dem Deckmantel der Kompensation un-
gestört und guten Gewissens fortzuset-
zen. Die Webseite des World Rainforest 
Movement (http://wrm.org.uy/browse-
by-subject/mercantilization-of-nature/) 
enthält eine umfangreiche Dokumentati-
on über die Folgen solcher Klimaschutz-
kompensationsprojekte im Wald.

Die Schattenseiten der Kompensa-
tion, und der mit ihr verbundenen mo-
netären Bewertung von Natur, wirken 
weit über Konflikte über individuelle 
Projekte hinaus. Sie sind Teil eines 
beginnenden Paradigmenwechsels in 
der Umweltgesetzgebung, der – sollte 

Widersprüche
„Limitations of Economic Environmental 
Valuation“ des BIOMOT Projekts beschreibt 
anschaulich einige Widersprüche, die sich 
beim Versuch der monetären Bewertung von 
Natur ergeben. www.biomotivation.eu 

Sackgasse
Über 160 Organisationen unterstützen 
das Positionspapier „No to Biodiversity 
Offsetting“. Es entlarvt den Handel mit 
Biodiversitätszertifikaten als Irrweg. http://
no-biodiversity-offsets.makenoise.org/

Umdeutungen 
Der Artikel „Measurement and alienation“ von Morgan Robertson 
in: Transactions of the Institute of British Geographers, Volume 
37, Issue 3, pages 386–401, July 2012, zeigt Parallelen auf 
zwischen Umdeutung von Natur in Naturkapital und der Reduzie-
rung menschlicher Arbeit auf Lohnarbeit. 

Trockenlegung von Mooren verursacht 
nicht nur ökologische Schäden son-
dern auch erhebliche Treibhausgas-
emissionen. In Deutschland versuchen 
die Länder Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg fehlende Förder-
mittel für die Moor-Wiedervernässung 
mit Verkauf von sog. MoorFutures zu 
kompensieren. Die Zertifikate dienen 
als Nachweis für vermeintliche Neutra-
lisierung der vom Käufer verursachten 
Emissionen. Eine MoorFuture ent-
spricht dabei einer Tonne CO2. Vom 
positiven Image der MoorFutures pro-

fitiert auch McDonald‘s Deutschland. 
Interne Regeln für den CO2-Ausstoß 
der Firmenflotte besagen: „Bei 
Überschreitung der definierten CO2-
Grenzwerte muss der Fahrer eine Aus-
gleichszahlung leisten, die unmittelbar 
in MoorFutures Zertifikate fließt.“ Der 
Beitrag des Fleischverbrauchs zum 
Klimawandel bleibt unerwähnt und 
unberührt, während die Fahrer für 
das grüne Image des transnationalen 
Konzerns zur Kasse gebeten werden. 
www.moorfutures.de/de/investoren/
mcdonalds-deutschland-inc

Neue Finanzierungsquelle? 

Ablasshandel für Naturschutz

weiter auf Seite 24 ➔

Das Ziel ist es, Umweltgesetzgebung 
zu transformieren in handelbare 
Instrumente.   Pedro Moura Costa 



er erfolgreich sein – weitreichende 
Folgen für unseren Umgang als Gesell-
schaft mit natürlichen Lebensräumen – 
und miteinander – haben wird. Umwelt- 
und Naturschutzgesetzgebung sind seit 
1992 durch Festsetzung klarer Grenz-
werte und der Verankerung des Ver-
ursacherprinzips gekennzeichnet. Bei 
Nichteinhaltung gesetzlich festgesetzter 
Grenzwerte droht bisher eine zivil- oder 
strafrechtliche Verfolgung, deren fi-
nanzielle Folgen für Konzerne schwer 
kalkulierbar sind. Es besteht bisher so-
mit ein klarer Anreiz zur Vermeidung. 
Wenn marktbasierte Instrumente wie 
Biodiversitätszertifikate in Umweltge-
setzgebung und Raumplanungsverfah-
ren verankert werden, führt dies in der 
Folge dazu, dass ehemals zivil- bzw. 
strafrechtlich relevante Verstöße gegen 
gesetzlich festgesetzte Grenzwerte mit-
tels Zahlung einer Gebühr (Erwerb von 
Kompensationszertifikaten) gesetzes-
konform werden. Zivil- bzw. strafrecht-
liche Verfolgung sind dann kaum noch 
möglich, weil das Gesetz Nichteinhal-
ten von den festgesetzten Grenzwerten 
nicht mehr per se als Verstoß gegen das 
Gesetz definiert, sondern mittels markt-
konformer Instrumente bzw. Zahlung 
von Gebühr als gesetzeskonform defi-
niert. Damit werden auch die Kosten für 
Verletzung von Grenzwerten kalkulier-
bar für Konzerne, und somit versicher-
bar, steuersparend gegen Gewinne auf-
rechenbar, etc.. 

Folgenreicher Umbau
Ein solcher paradigmatischer Umbau 

der bestehenden Umweltgesetzgebung 
reduziert somit zwangsläufig den An-
reiz für Vermeidung. Mehr noch, ein 
solcher Wandel schwächt auch einen der 
Grundpfeiler unseres demokratischen 
Verständnisses - dass vor dem Gesetz 
alle gleich sind. Eine Verankerung von 
Kompensationszertifikaten in Umwelt-
gesetzgebung und Raumplanung, wie 
sie sich derzeit abzeichnet, eröffnet 
somit die Option, mittels Kompensa-
tionszertifikaten das Recht zu kaufen, 
gesetzlich festgelegte Grenzwerte zu 
missachten. Auch deshalb sind Kom-
pensationszertifikate und die damit ein-
hergehende monetäre Bewertung von 
Natur ein gefährlicher Irrweg, dem es 
sich zu widersetzen gilt. £

Schwerpunkt
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Interview folgt

➔

*Dipl. Ing.in Regina Hrbek ist Leiterin der 
Umweltabteilung der eigenständigen Freizeit- 
und Umweltorganisation Naturfreunde 
Österreich. www.naturfreunde.at

Was versteht man unter alpiner 
Infrastruktur? 
Hrbek : Die alpine Infrastruktur 
ist die Grundlage dafür, dass alle 
Österreicher und Österreicherinnen 
ihrer beliebtesten Freizeitbeschäf-
tigung nachgehen können – dem 
Wandern. Die Berge und mit ihnen 
untrennbar verbunden auch die 
Schutzhütten und Wege, sind Teil 
der Geschichte, der Kultur und der 
Identität Österreichs. Die alpinen 
Vereine mit ihren über 600.000 
Mitgliedern erhalten diese für den 
Sommertourismus wichtige Inf-
rastruktur und ermöglichen somit 
eine sichere Benutzung der rund 
50.000 km Wanderwege und 475 
Hütten mit knapp 25.000 Schlaf-
plätzen.

Ist deren Erhalt gesichert? 
Hrbek : 2013 sah es nicht danach 
aus. Nach dreimaliger Kürzung in 
Folge standen die Förderungen 
des Bundes im Jahr 2013 am 
Stand von 1991, und das trotz 
massiver Kostensteigerung durch 
ständig neue Behördenauflagen, 
ökologische Energieversorgung, 
neue Wasserver- und Abwasser
entsorgungsanlagen usw. Daher 
starteten die alpinen Vereine die 
Petition „Pro Hütten und Wege“, 
die innerhalb von kürzester Zeit 
über 125.000 Unterschriften er-
reichte. Das Finanzministerium hat 
daraufhin die Erhöhung der Förde-
rungen von 1,5 Mio. Euro jährlich 
auf 3,6 Mio. Euro für die Jahre 
2013 bis 2017 zugesichert! Mit 
diesem Betrag kann die Erhaltung 
und nachhaltige Sicherung der al-

pinen Infrastruktur für die nächsten 
fünf Jahre gewährleistet werden.

Wegefreiheit: Worum geht es, 
was ist dabei wichtig? 
Hrbek : Nicht zuletzt aufgrund der 
zunehmenden Freizeitaktivitäten in 
der Natur kommt es immer wieder 
zu Konflikten zwischen Erholung  
Suchenden und Grundeigentümer
Innen. Die Naturfreunde haben 
es sich zur Aufgabe gemacht ihre 
Mitglieder aufzuklären – 2013 
erschien die Broschüre „Berg 
frei – Weg frei!?“ – und werben für 
ein konstruktives und respektvolles 
Miteinander. Gleichzeitig kämpfen 
wir aber gegen Beschneidungen 
im Wegerecht und setzen uns bei 
Problemen in diesem Bereich, wie 
etwa rechtswidrige Sperren des 
Waldes, aktiv für Wanderer und 
Bergsteiger ein.

Was bezwecken beispiels-
weise die Naturfreunde-
Projekte „Natura Trails“ oder 
„Wasser:Wege“? 
Hrbek : Mit diesen Projekten, 
welche beide in Kooperation mit 
den Österreichischen Bundesfors-
ten durchgeführt werden, wollen 
die Naturfreunde allen interes-
sierten Menschen die Natur näher 
bringen. Sowohl das Wasser:Wege 
als auch das Natura Trail Projekt 
zielen darauf ab, auf Besonderhei-
ten von naturnahen Lebensräumen 
und Schutzgebieten mit ihrer Tier- 
und Pflanzenwelt aufmerksam zu 
machen und zu einem verantwor-
tungsbewussten Freizeitverhalten 
anzuregen. 

Interview mit Regina Hrbek 

Bewegung in der Natur   
Bewegung in der Natur wird allerorts propagiert. Doch wie steht es 
um die alpine Infrastruktur (475 Schutzhütten und 50.000 km Berg-
wege), um Naturschutz, Forstinteressen und Wegefreiheit? 

F
o

t
o

s
: 

S
c

h
u

h
 (

1)
, 

N
a

t
u

r
f

r
e

u
n

d
e

 (
1)



Aktionsabschluss 

Wien radelt zur Arbeit  
Die Aktion fand 2014 bereits zum vierten Mal statt 
und wurde wieder von der AK Wien unterstützt. Heuer 
nahmen 4.295 Personen aus 865 Firmen in 1.483 
Teams teil, die 520.000 Radkilometer zurücklegten 
und dadurch 81,3 Tonnen CO2-Ausstoß vermieden. 
Das große Abschlussfest mit Preisverleihung an die 
Gewinner-Teams durch Vize-Bürgermeisterin Maria 
Vassilakou und AK Präsident Rudi Kaske mit Einrad-
Show-Einlage fand am 25. Juni im AK-Bildungszent-
rum statt. http://wien.radeltzurarbeit.at/  LEI

www.arbeiterkammer.at

handelt sich dabei nicht um 
Wegwerfartikel (auch wenn 
sie scheinbar bereits „ab null 
Euro“ erhältlich sind), sondern 
um hochwertige Elektronik, 
deren Erzeugung einen hohen 
Energie- und Ressourcen-
aufwand erfordert und deren 
umweltgerechte Entsorgung 
derzeit nur unbefriedigend 
gelöst ist. Die AK-Broschüre 
„Handys und ihre Lebensdauer 
– nachhaltig statt kurzlebig“ 
gibt Informationen und viele 
Tipps zum bewussten Umgang 
mit Handy und Smartphone. 
Bestelltelefon: 01 501 65 401. 
Bestellung und Download im 
Internet: wien.arbeiterkam-
mer.at/publikationen E-Mail: 
bestellservice@akwien.at   LEI

Buchpräsentation

Zuviel Bank?
„Wie viel Bank braucht der 
Mensch?“ fragt der Autor des 
gleichnamigen Buches, Tho-
mas Fricke, bei der von AK, 
ÖGB-Verlag und attac organi-
sierten Buchpräsentation. Von 
drei Jahrzehnten Finanzmarkt-
kapitalismus haben nur wenige 
profitiert. Der Autor forderte 
ein Ende dieser dubiosen Fi-
nanzgeschäfte, einen Ausstieg 
aus dem Bankensystem, wie 
wir es heute kennen, und dass 
ein Großteil der Gelder nicht 
mehr in Finanzspekulationen 
fließen darf, sondern für ge-
sellschaftlich wichtige Auf-
gaben zur Verfügung stehen 
muss. www.besserewelt.at LEI

Wien wächst

Was braucht 
die Stadt?
Das war Thema und Fokus 
der Veranstaltung der Abtei-
lung Kommunalpolitik der 
AK Wien am 23. April 2014. 
Wien wächst seit Jahren und 
wird zum Jahr 2035 über zwei 
Millionen EinwohnerInnen 
haben. Dabei zeigt sich, dass 

sich Wien in Zukunft 
„jung wachsen“ 
wird: Die Zahl der 
Kinder unter 14 
wird bis 2035 um 24 
Prozent steigen, die 
Zahl der Menschen 
im erwerbsfähigen 
Alter um 8 Prozent. 

Die Neu-WienerInnen kom-
men vor allem aus den EU-
Nachbarländern und aus den 
Bundesländern. Daher müssen 
jetzt Weichen gestellt werden 
beim Wohnbau, am Arbeits-
markt, in der Verkehrsplanung 
und in den Schulen. Die Refe-
rate der AK Stadttagung sind 
abrufbar unter: http://wien.
arbeiterkammer.at/interessen-
vertretung/meinestadt/index.
html  LEI  

Broschüre

Lebensdauer
von Handys 
Handys und Smartphones sind 
aus unserem täglichen Leben 
nicht mehr wegzudenken. Es 

Veranstaltung am 22. Oktober 2014

Mobilität und Arbeit  

Am 22. Oktober 2014  machen die Arbeiterkammern 
Wien, Niederösterreich und Burgenland „Mobilität 
und Verteilungsgerechtigkeit im ländlichen Raum“ 
einen ganzen Tag lang zum Thema. In Wiener 
Neustadt werden die Ergebnisse des Projekts 
Mobility4Job „Gendergerechte Mobilitätslösungen 
für bessere Erwerbschancen im ländlichen Raum“ 
vorgestellt. ExpertInnen diskutieren gemeinsam 
Lösungsansätze. Registrierung unter:  
uv@akwien.at  Infos zum Projekt gibt es unter:  
www.mobility4job.at TH
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Merkblatt: Lärmschutz am Arbeitsplatz      
Eine halbe Million Beschäftigte in Österreich ist regelmäßig Lärm am 
Arbeitsplatz ausgesetzt. Das Merkblatt hilft erste Schritte dagegen 
zu setzen. http://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/
ArbeitnehmerInnenschutz/SVP_Info_Nr2_2014.pdf

Aufruf: Bedrohung durch TTIP 
Die AK und andere Organisationen lehnen die geplanten 
Investitionsschutzbestimmungen ab. www.arbeiterkammer.at/
interessenvertretung/eu/internationalerhandel/Aufruf_der_Zivil-
gesellschaft_gegen_Bedrohungen_durch_TTIP.html

AKtion
AK-Falter: Bilder im Netz
AK-Tipps zum Schutz vor Cyber-Mobbing 
und Belästigung finden sich im Folder „Alles 
Facebook“. http://media.arbeiterkammer.at/
wien/PDF/Publikationen/Facebook.pdf 



m Jahr 1987 wurde 
die Wohnbauförde-
rung aus dem Volks-

wohnungswesen herausgelöst 
und in die Generalkompetenz 
der Länder übertragen. Auf 
Basis einer Vereinbarung 
nach Art. 15a B-VG wurde 
zwischen Bund und Ländern 
die Verländerung der Förde-
rung beschlossen. Gleichzei-
tig wurden zweckgewidmete 
Zuschüsse des Bundes an 
die Länder vereinbart und 
im Wohnbauförderungs-
ZweckzuschussG 1989 fest-
gelegt. Im Jahr 1996 wurde 
im StrukturanpassungsG die 
Mittelaufbringung vom Auf-
kommen des Wohnbauför-
derungsbeitrags und aus den 
Einkommensteuerbestandtei-
len entkoppelt und auf einen 
Zweckzuschuss im Ausmaß 
von 1,78 Milliarden Euro 
eingefroren. Mit der Zweck-
zuschussG-Novelle 2001 kam 
es zu einer Aufweichung der 
Zweckbindung der Bundes-
mittel sowie Aufhebung der 

Mittelrückflüsse aus früheren 
Landesdarlehen. Ein Einsatz 
der Gelder auch für andere 
Zwecke wurde möglich. Seit 
dem FinanzausgleichsG 2008 
ist die Zweckwidmung nicht 
mehr gegeben. Dies zeigt: Die  
Politik hat sich seit den 1990er 
Jahren von einer  verantwor-
tungsbewussten Wohnbauför-
derung verabschiedet.

Als Reaktion darauf hat 
die Gewerkschaft Bau-Holz 
(GBH) Ziele definiert, die nur 
mit allen „Playern“ gemein-
sam erreicht werden können: 
Leistbare Wohnungen, eine 
steigende Sanierungsquote 
sowie eine zukunftsweisende 
öffentliche Infrastruktur- und 
Energiepolitik. Aus Anlass 
des Konjunkturpaketes 2008 
wurde daher der Bundes-
regierung seitens der GBH 
gemeinsam mit der Bundesin-
nung Bau, dem Fachverband 
der Stein- und Keramischen 
Industrie und GLOBAL 2000 
ein BAU-Pakt für Österreich 
angeboten. Es sollte gemein-

sam an einem Maßnahmenpa-
ket gearbeitet werden, das in 
den oben genannten Bereichen 
zur Belebung der Konjunktur 
beiträgt. Die GBH konnte mit 
15 Partnerorganisationen im 
Jahr 2010 die Initiative Um-
welt + Bauen ins Leben rufen. 

Ziele
Ziel der Initiative ist, die 

breite Öffentlichkeit und die po-
litischen Verantwortungsträger 
von nachhaltigen Investitionen 
zu überzeugen. Diese sollen als 
Konjunkturmotor dienen und 
damit den Arbeitsmarkt entlas
ten sowie dem Staat zusätz-
liche Einnahmen aus Steuern 
und Abgaben sichern. Die Re-
alität spricht im Wohnbau eine 
deutliche Sprache: Wurden in 
den Jahren 2000 bis 2010 im 
Schnitt 30.000 Wohneinheiten 
gefördert errichtet, waren es 
laut dem Österreichischem 
Verband gemeinnütziger Bau-
vereinigungen 2013 nur noch 
23.700 Einheiten. Besonders 

*Dr. Christian Fölzer ist Ökonom 
und Leiter der Abteilung Gewerk-
schaftspolitische Grundsatzfragen 
der Gewerkschaft Bau-Holz  
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Betrieb

Nachhaltigkeitsinitiative      
2008 schlossen die Bausozialpartner (Bundesinnung Bau, Fachverband der Stein- 
und Keramischen Industrie, Gewerkschaft Bau-Holz) mit GLOBAL 2000 den BAU-
Pakt für Österreich. Mit insgesamt 15 Partnern wurde dann 2010 die 
überparteiliche Nachhaltigkeitsinitiative UMWELT + BAUEN ins Leben gerufen. 
www.umwelt-bauen.at

Die Initiative 
Umwelt + Bauen

I
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Mit der Initiative Umwelt + Bauen reagieren die Sozialpartner auf die 

immer schwieriger werdende Situation im Wohnungssektor. Der ös-

terreichische Wohnbau war immer durch eine gewisse Stabilität ge-

kennzeichnet. Bedingt durch die Finanzkrise und durch die Umstruk-

turierung in der Wohnbauförderung ist es in den letzten Jahren zu 

Verwerfungen gekommen.   	�  Von Christian Fölzer*

Zusammenfassung:
Die Initiative Umwelt 
+ Bauen wurde unter 
Federführung der Gewerk-
schaft Bau-Holz gebildet, 
um Wohnen weiterhin 
leistbar zu halten. Zwei 
Positionspapiere wurden 
ausgearbeitet, den po-
litisch Verantwortlichen 
übergeben. Deren Forde-
rungen finden sich auch 
im Arbeitsübereinkommen 
der neuen Bundesregie-
rung wieder. Darüber 
hinaus wird gegenwärtig 
an Papieren zum Ausbau 
der Infrastruktur und zur 
Raumordnung gearbeitet. 



Personen mit geringem Ein-
kommen spüren diese Spar-
maßnahmen stark. 

Die Initiative versucht, dem 
Grundbedürfnis Wohnen jenen 
Stellenwert zurückzugeben, 
den es vor der Aufweichung 
der Wohnbauförderung hatte. 
Es muss gelingen, dass der 
Wohnbau nachhaltig gesichert 
wird. Mittels sinnvoller Sa-
nierungsmaßnahmen kann der 
CO2-Ausstoß vermindert wer-
den. Mit einer Anhebung der 
Sanierungsrate auf drei Prozent 
können ein Investitionsvolu-
men von zwei Milliarden Euro 
ausgelöst und 28.000 Arbeits-
plätze gesichert werden. Aus 
diesen Überlegungen resultie-
ren die Kernziele der Initiative 
Umwelt + Bauen (siehe Kasten 
Seite 27).

Im Jahr 2011 wurde der 
wissenschaftliche Beirat von 
Umwelt + Bauen vorgestellt. 
Diese interdisziplinäre Platt-
form begleitet die Nachhal-
tigkeitsinitiative inhaltlich, 
strategisch und wissenschaft-

lich. Die Initiative griff das 
Thema der Bereitstellung von 
leistbarem Wohnraum auf und 
stellte in weiterer Folge in zwei 
Schritten 2012 und 2013 Lö-
sungsmöglichkeiten vor (siehe 
Kasten Seite 28).

Raumordnung
Die Initiative Umwelt + 

Bauen widmet sich darüber hi-
naus mit einer eigenen Arbeits-
gruppe dem Themenschwer-
punkt Raumordnung und Infra-
struktur, da in Österreich dieser 
Bereich nicht im Zentrum des 
öffentlichen Interesses steht. 
Als Plattform der österreichi-
schen Raumplanung fungiert 
die Österreichische Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK). 
Gleichzeitig existiert kein ver-
bindlicher Rechtsrahmen und 
damit auch kein österreichweit 
gültiger Raumordnungsplan. 
Die Raumordnung liegt im 
Kompetenzbereich der Länder. 
Dass es hier zu Widersprüchen 
und Interessenskonflikten 

kommen kann, versteht sich 
von selbst. 

Der Raumordnung kommt 
eine überaus große Bedeutung 
zu, da die Quantität und Qualität 
der Bereitstellung von Versor-
gungseinrichtungen beispiels-
weise in den Bereichen Gesund-
heit, Bildung, Energie, Verkehr, 
Kultur, Sport, Wohnen oder 
Soziales über die Qualität eines 
Standortes entscheidet. 

Aufgabe der Raumordnung 
ist es, in diesen Bereichen beim 
Auftreten von Widersprüchen 
eine Lösung herbeizuführen 
und mittels Bebauungs- und 
Flächenwidmungsplänen Re-
gelungen für die Nutzung durch 
Landwirtschaft, Gewerbe, Ver-
kehr, Wohnraum oder Industrie 
herbeizuführen. Zudem werden 
die Lagen und Dichten der 
Bebauung, technische Aspekte 
und ästhetische Fragen geklärt. 

Ein Blick auf die Landkarte 
zeigt, dass gerade in den letzten 
Jahren ein Wildwuchs in diesem 
Bereich zu finden ist. Ein Trend 
hin zur Zersiedelung mit Bauten 
am Stadtrand ist österreichweit 
feststellbar. Die Gründe sind 
schnell ausgemacht: Der Bau 
von Einfamilienhäusern und die 
Ansiedelung von Unternehmen 
und Einkaufszentren am Stadt-
rand. Dabei ist die Infrastruktur 
mit aufzubauen. Die Erschlie-
ßung von Grundstücken zur 
Wasserversorgung, Abwasse-
rentsorgung, Strom, Straßen, 
öffentliche Verkehrsmittel, Bil-
dungseinrichtungen usw. ver-
ursacht Kosten, die die Allge-
meinheit zu tragen hat. Gleich-
zeitig veröden die Innenstädte 
und Ortskerne. Dort ist jedoch 
(vielfach seit Jahrhunderten) 
Infrastruktur angesiedelt. Man 

Betrieb

Zukunftsinvestitionen 
Die Broschüre „Zukunftsinvestitionen in Wohnen, Infrastruktur und Umwelt“ 
zeigt auf, wie mit gesellschaftspolitisch wichtigen und zugleich nachhaltigen 
Investitionen der öffentlichen Hand Beschäftigung und Staatseinnahmen 
gesichert werden können. www.umwelt-bauen.at/umwelt-bauen/down-
loads/0/24/14/1

Beirat Umwelt + Bauen  
Der wissenschaftliche Beirat von Umwelt + Bauen ist eine interdis-
ziplinäre Plattform, die das Ziel verfolgt, die Nachhaltigkeitsinitiative 
inhaltlich, strategisch und wissenschaftlich zu begleiten. Er setzt sich 
u.a. zusammen aus Vertretern des WIFO, der Universität Krems, TU 
Wien IWI u.a. Institutionen.    www.umwelt-bauen.at 

weiter auf Seite 28 ➔

www.arbeiterkammer.at Wirtschaft & Umwelt  2/2014   Seite 27

Jetzt für unsere Kinder 
zukunftsweisende Investitionen 
sicherstellen

Umwelt + Bauen

Kernziele der Initiative
 �Die Steigerung der Sanierungsrate auf drei Prozent
 �Die Erhöhung des Neubauangebotes an leistbaren 

Wohnungen
 �Die Erleichterung des Umstiegs auf erneuerbare Ener-

gieträger
 �Der forcierte Bau von zukunftsweisenden öffentlichen 

Verkehrsverbindungen und Bildungseinrichtungen
 �Mittels eines Ausbaus des Sanierungsschecks sollen 

der CO2-Ausstoß um 150.000 t gesenkt und zwei Milli-
arden Euro an Investitionen angestoßen werden. 

Weiterführende Informationen unter: www.umwelt-bauen.at/umwelt-bauen/
downloads/0/24/14/1

 



denke nur an die Stand-
orte der Post, an Bahnhöfe, 
Schulen, Universitäten oder 
Ämter, die in zentralen 
Lagen gebaut wurden und 
damit einen wichtigen Teil 
einer vitalen Stadt ergeben. 
Heute kämpfen gleichzeitig 
zentrumsnahe Schulen um 
Schüler, während am Stadt-
rand Schulen fehlen. 

Infrastruktur
Eine weitere negative 

Folge des beschriebenen 
Sachverhalts ist die Ver-
schlechterung der Ver-
kehrssituation. Agglome-
rationen und Zersiedelung 
verursachen Verkehr, ver-
bunden mit Lärm und Ab-
gasen. Der Ausbau des öf-
fentlichen Verkehrsnetzes 
hinkt dem Wachstum der 
Städte hinterher. Dahinter 
verbergen sich politische 
Fragestellungen, die mit 

der Bereitstellung von In-
frastruktur zu tun haben: 
Wie groß ist die Nachfrage 
nach Infrastruktur und 
damit öffentlichen Gütern? 
Auch muss die Frage gelöst 
werden, wer diese herstellt 
und betreibt. Strittig sind 
auch die Finanzierung und 
die Frage, ob ein Entgelt 
eingehoben werden soll 
oder nicht.

Die Nachfrage nach 
öffentlichen Gütern wird 
vielfach überschätzt, da 
jeder „lieber mehr als we-
niger“ Infrastruktur haben 
will. Aufgabe der Politik 
ist es nun, diese Nachfrage 
zu kanalisieren und Gelder 
sinnvoll einzusetzen.

Die Infrastruktur im Ver-
kehrsbereich ist durch einen 
großen Fixkostenanteil ge-
kennzeichnet. Damit ist ein 
Bau nur zu rechtfertigen, 
wenn die Nachfrage sehr 
hoch ist. Allerdings gelan-

gen Straße und Schiene bei 
entsprechend großer Nut-
zung rasch an ihre Kapazi-
tätsgrenzen. Dies erfordert 
staatliche Regulierung und 
entsprechendes Mobilitäts-
management. Das Mobili-
tätsverhalten der Bürger ist 
bis zu einem bestimmten 
Grad steuerbar. Die Bereit-
stellung und Attraktivierung 
von öffentlichen Verkehrs-
diensten lässt die Nutzung 
steigen und sorgt in mehr-
facher Weise für eine Ver-
besserung: Einerseits geht 
die PKW-Nutzung zurück 
und die Staugefahr nimmt 
ab, andererseits ist mit einer 
Verbesserung der Luftquali-
tät zu rechnen. 

Die Politik kann durch 
Vergabe von Subventionen 
die Mobilität in gewünschte 
Bahnen lenken. Dünn besie-
delte Gebiete können durch 
öffentliche Verkehrsmittel 
erschlossen werden, damit 
speziell PendlerInnen ihre 
Arbeitsstätten erreichen. 
In Ballungsräumen ist ein 
Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs sinnvoll, weil da-
durch der modal split positiv 
beeinflusst werden kann. 
Damit funktioniert eine 
zukunftsfähige Verkehrspo-
litik nur über den gezielten 
Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs. £

Betrieb

Im Dezember 2012 wurde 
im Strategiepapier „Wohnen 
2020“ ein Maßnahmenpaket 
mit kurzfristig umsetzbaren 
Lösungsansätzen vorgelegt:

	�Bedarfsorientierte Dotierung 
der Wohnbauförderungs-
budgets

	�Langfristige Sicherung 
des Neubaus durch die 
Wohnbauförderung in den 
Ländern

	��Steigerung der Investitionen 
der gemeinnützigen Woh-
nungswirtschaft

	��Realisierung der Drei-
Prozent-Sanierungsrate

	��Forcierter Umstieg auf 
erneuerbare Energien durch 
schrittweisen Ausbau des 
Bundes-Sanierungsschecks

Für die Koalitionsverhand-
lungen wurde im November 
2013 ein Positionspapier vor-
gelegt, das neben den obigen 
Vorschlägen noch folgende 
Eckpunkte enthält:

	��Schaffung einer Bundes-
wohnbauagentur

	��Mobilisierung von Bauland
	�Forcierung der Nachver-

dichtung
	�Seniorengerechtes Bauen 

und Sanieren

Wohnen 2020  

Forderungen

➔

Eine zielführende Raumordnungspolitik muss sich an den ökonomischen und demogra-
fischen Entwicklungen orientieren und die Infrastruktur so ausbauen, dass die Daseins-
vorsorge leistbar und flächendeckend sichergestellt bleibt. Dabei stehen sozialpolitische 
und volkswirtschaftliche Effekte betriebswirtschaftlichen Aspekten gegenüber und 
spielen Umwelteffekte eine immer größere Rolle. 

Wichtige Forderungen sind:
	�Die Daseinsvorsorge muss auch in kleineren Orten gesichert bleiben. Soziales, Ge-

sundheit, Bildung, Kultur, Sport, Verkehr dürfen nicht unter die Räder kommen.
	�Eine übergeordnete Raumplanung sollte Gewerbe- und Wohnflächen so widmen, 

dass nicht nötiger Verkehr verhindert wird.
	�Das Vakuum im Bereich der überregionalen Raumordnung ist zu beenden. Die weitere 

„Verhüttelung“ Österreichs muss verhindert werden.
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Raumordnung:   Wichtige Forderungen an die Politik



Website: Infoportal 

Trinkwasser 
Die AGES hat in Kooperation mit dem Gesund-
heitsministerium (BMG) und der Österreichischen 
Vereinigung für das Gas- und Wasserfach (ÖVGW) 
das „Infoportal Trinkwasser“ ins Leben gerufen. 
Dieses bietet allen Wasserversorgern kostenlos die 
Möglichkeit, BürgerInnen fundierte Hintergrundinfos 
sowie aktuelle Daten zur Trinkwasserbeschaffenheit 
zur Verfügung zu stellen. Parameter wie pH-Wert, 
Gesamthärte, Nitrat und Pestizide werden allgemein 
verständlich erklärt. Über die zentrale Online-Daten-
bank www.trinkwasserinfo.at können aktuelle Ergeb-
nisse über eine Landkarte oder über die Postleitzahl 
abgerufen werden. Schon über 80 Versorger – u.a. 
alle Landeshauptstädte – sind an der Plattform frei-

willig beteiligt. Nun sind besonders 
die kleinen Genossenschaften zum 
Mitmachen eingeladen. LS

www.arbeiterkammer.at

sollten. Ein demokratisches 
Gemeinwesen sollte die Spiel-
regeln, nach denen Geld in 
Umlauf kommt und verwen-
det wird, neu bestimmen. In 
seinem Buch beschreibt Chri-
stian Felber, wie wir über de-
mokratische Prozesse zu einer 
neuen Geldordnung gelangen 
können. LEI
www.besserewelt.at/geld
 
STUDIE

Qualität der 
Arbeit
Sonja Ertl, Ursula Filipič 
(Hg.): Qualität der Arbeit 
auf dem Prüfstand: Der 
Einfluss der Arbeitsmarkt-
lage auf die Arbeitsquali-
tät. Sozialpolitik in Diskus-
sion Band 15. Verlag des 
ÖGB, Wien 2014.  
Die Schaffung von Arbeits-
plätzen ist seit der Europä-
ischen Beschäftigungsstra-

tegie 1997 ein 
wichtiges Ziel euro-
päischer Politik. Es 
wurde im Jahr 2000 
in der „Lissabon-
Strategie“ auf die 
berühmte Formel 
„mehr und bessere 
Arbeitsplätze“ ge-
bracht. Wenngleich 

bis 2007 in Europa Beschäfti-
gungszuwächse zu verzeich-
nen waren, ist seit der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise 
davon nicht viel geblieben: die 
Beschäftigung entwickelt sich 

rückläufig und die Arbeitslo-
sigkeit erreicht besorgniserre-
gende Ausmaße. Angesichts 
dieser Entwicklungen besteht 
die Gefahr, dass 
die Frage nach 
der Qualität der 
Arbeit aus dem 
Blick gerät. Die-
ser bedeutende 
Aspekt steht des-
halb im Mittel-
punkt des ak-
tuellen Bandes. http://www.
arbeit-recht-soziales.at/die-
qualitaet-arbeit-pruefstand  
LEI   

Website 

Erste Hilfe in 
Partizipation
Umweltdachverband: 
Ratgeber. Erste Hilfe in 
Partizipationsprozessen, 
Wien 2014.
Wie finde ich Leute aus der 
Region, die mich unterstüt-

zen? Wie präsentiere ich ein 
kompliziertes Thema? Wie  
reagiere ich, wenn jemand in 
der Sitzung aggressiv wird? Für 

diese und wei-
tere 18 kon-
krete Fragen 
aus der Praxis 
werden nun in 
einem kom-
pakten „Erste-
Hilfe-Ratge-
ber in Parti-

zipationsprozessen“ jeweils 
sieben nützliche Tipps gege-
ben. Das kleine Büchlein wurde 
vom Umweltdachverband ge-
meinsam mit zwei Planungs-
büros im Rahmen des Projekts 
„Komm-Natura“ erstellt. Es 
soll mithelfen, Beteiligungs- 
und Kommunikationsprozesse 
mit Menschen, die in Natura-
2000-Schutzgebieten leben, zu 
verbessern. Infos unter: www.
komm-natura.at   und  www.
umweltdachverband.at/the-
men/naturschutz/natura-2000/
projekt-komm-natura  LS

Buch 

Alternative
Geldordnung
Christian Felber: Geld – 
die neuen Spielregeln. 
Deuticke im Paul Zsolnay 
Verlag, Wien 2014.
Geld ist ein Mittel zum Zweck. 
Es sollte uns dienen und das 
Leben erleichtern. Doch 
davon sind wir weit entfernt: 
Staatsschuldenkrise, System-
banken, Währungsspekulati-
onen, Steueroasen – Geld be-
herrscht unser Leben. Die Re-
gierungen und die 
Parlamente machen 
keine Anstalten, 
um die herrschende 
Geldordnung in 
Frage zu stellen, 
obwohl die Schul-
den explodieren 
und die Ungleich-
heit wächst. Chri-
stian Felber, der mit der „Ge-
meinwohl-Ökonomie“, einer 
alternativen Wirtschaftsord-
nung, für Diskussionen sorgt, 
findet, dass freie Menschen 
sich das nicht gefallen lassen 
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Buch: Billig kommt uns teuer zu stehen
Das skrupellose Geschäft der globalisierten Wirtschaft behandelt Franz Kot-
teder in diesem Buch. Doch je billiger eine Ware produziert wird, umso größer 
der Gewinn für die Unternehmen, umso schlechter die Folgen für Mensch und 
Umwelt. www.besserewelt.at

UmweltTipp! Clever einkaufen für die Schule!
Schon an den nächsten Schuleinkauf gedacht? Die Aktion UmweltTipp! 
macht Eltern und SchülerInnen auf ökologisch empfehlenswerte Produkte 
in den beteiligten Papierfachgeschäften aufmerksam. Aktionszeitraum: 1. 
Juni bis 30. September 2014. www.schuleinkauf.at

Medien



n Österreich ist der 
Wunsch der Konsu-
mentInnen nach ge-

sunder, nachhaltiger Ernährung 
anhaltend groß. Produzenten, 
Verarbeitungsindustrie und 
Handel stecken Unsummen 
in „nachhaltiges Marketing“.  
Aktionen und Kampagnen von 
Firmen, aber auch von Mini-
sterien, Interessenvertretungen 
oder NGOs, die „bewusst 
einkaufen“ oder „bewusst 
leben“, „So schmeckt ...“, „aus 
nachhaltigen Quellen“, „Ge-
nussregion“ und dergleichen 
propagieren, stärken die Nach-
frage und das steigende Ange-
bot diverser „Ökoprodukte“. 
Doch ist wirklich drinnen, 
was draufsteht? Was wissen 
wir über die Nachhaltigkeit, 
über den ökologischen Fuß-
abdruck von Lebensmitteln? 
Welche Produkte sind besser 
als andere? Wie steht es um die 
Vergleichbarkeit der „grünen 
Güter“?

Umweltproduktinforma
tionen sind – soweit sie über

haupt bekannt sind und soweit 
die KonsumentInnen überhaupt 
schon Zugang dazu haben, z.B. 
durch die neuen Technologien 
wie Smartphones, Apps usw. – 
noch sehr unübersichtlich, un-
einheitlich und oft irrelevant, 
was das konkrete Informati-
onsbedürfnis der Konsumen-
tInnen betrifft. 

 undurchsichtig
Nicht nur die Vielfalt und 

der Wildwuchs der Gütesiegel 
verwirrt, auch deren mangelnde 
Transparenz, wofür sie stehen 
und deren unsachgemäßer 
Einsatz. So werden Gütesiegel 
oft bloß als Marketingvorteil 
gegenüber Konkurrenten ge-
sehen. Viele Labels betrachten 
nur einen Ausschnitt des Pro-
duktlebens oder der Umwelt-
auswirkungen.

Von 1990 bis 2013 sind 
die realen Konsumausgaben 
der privaten Haushalte in Ös-
terreich laut Statistik Austria 
um 41 Prozent  bzw. von 76,3  

Milliarden Euro auf 107, 4 
Millliarden Euro gestiegen. 
Gegenüber 1976 sind die 
Konsumausgaben 2013 fast 
doppelt so hoch. Allein schon 
wegen der verbrauchten Men-
gen wird der Konsum zu einer 
Belastungsprobe für die Um-
welt. Ökologisch besonders 
ins Gewicht fallen Mobilität, 
Wohnen, v.a. die Errichtung 
von Immobilien und deren 
Versorgung mit Wärme und 
Strom, sowie die Ernährung. 

Auf das Essen entfallen 
fast 30 Prozent der durch un-
seren Konsum verursachten 
Ökoschäden. In der Schweiz 
hat das Bundesamt für Um-
welt (BAFU) errechnet, dass 
ein ausgegebener Franken für 
Ernährung dreimal soviel die 
Umwelt belastet wie eine Ein-
Franken-Ausgabe für Möbel. 
Beim Essen und dessen Be-
lastung für Mensch, Tier und 
Umwelt steht der Fleischkon-
sum besonders im Blickpunkt. 
Laut UNO-Welternährungs-
organisation FAO wird bis 

*Dr Wilfried Leisch ist Unter-
nehmens- und Energieberater, 
freier Publizist und Redakteur 
von „Wirtschaft & Umwelt“. 
w.leisch@aon.at
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Leben 

Praxistipp: Marktcheck 
Die in der Produktdatenbank von „Marktcheck“ eingetragenen Lebensmittel, 
Getränke und Kosmetika werden in folgenden Bereichen bewertet: ökologi-
sche, soziale und Tierschutzaspekte. www.marktcheck.at

Essen & ökologischer
Fußabdruck

I
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Immer mehr KonsumentInnen wünschen sich Lebensmittel, die ökolo-

gisch erzeugt und vertrieben werden und auch bei Konsum und Entsor-

gung ökologisch nachhaltig sind. ProduzentInnen, Handel und politische 

Verantwortliche haben darauf reagiert. Doch wie sieht die Ökobilanz 

wirklich aus?� Von Wilfried Leisch*

Zusammenfassung:
Derzeit gibt es am 
Markt eine Vielzahl von 
Lebensmitteln, die als 
nachhaltig, ökologisch, 
klimafreundlich, usw. 
angeboten werden. Dazu 
gibt es eine unüberschau-
bare Menge von Zeichen 
und Kennzeichnungen. 
Eine Ökobilanz nach 
einheitlichen Kriterien, die 
verschiedene Produkte be-
züglich ihrer ökologischen 
Güte vergleichbar machen, 
gibt es nicht. Ein Blick zum 
Schweizer Nachbarn eröff-
net neue Zugänge.



zum Jahr 2050 die weltweite 
Fleisch- bzw. Getreideproduk-
tion um 90 bzw. um 50 Prozent 
steigen. Das führt zu einem 
hohen Flächenverbrauch allein 
für die Futtermittelproduk-
tion, weil fast 40 Prozent der 
weltweiten Getreide- bzw. 90 
Prozent der Sojaernte an Tiere 
verfüttert wird. Das reduziert 
in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern die dort 
verfügbare Agrarflache für den 
Eigenbedarf der Bevölkerung 
(www.umweltundenergie.at 
1/14).

Belastungspunkte
Was kann ich einkaufen, 

ohne daran beteiligt zu sein, 
dass Umwelt oder Mensch 
während der Erzeugung und 
des Vertriebes Schaden erlei-
den? Wie kann beim Einkauf 
bewertet werden, ob Erzeug-
nisse nach Nachhaltigkeitskri-
terien hergestellt wurden und 
auch so entsorgt werden kön-
nen? Wie kann man erkennen, 

ob Produkte ökologisch besser 
sind als andere?

Um zu einer kundenfreund-
lichen Umweltinformation 
für Produkte zu kommen, die 
auch einen schnellen Vergleich 
ermöglicht, hat das BAFU 
Standards zur Erstellung von 
Ökobilanzen entwickelt, die 
in „Umweltbelastungspunk-
ten“ (UBP) gemessen werden. 
Diese sollen, basierend auf 
komplexen Hintergrundbe-
rechnungen, einfach vergleich-
bare und relevante Ökoinfos 
für die KonsumentInnen 
liefern. Der UBP bewertet 
einen bestimmten Aspekt 
eines Produktes, erfasst dessen 
sämtliche Material- und En-
ergieflüsse, ermittelt die Um-
weltwirkungen während des 
gesamten Produktlebens und 
gewichtet seine Auswirkungen 
auf die menschliche Gesund-
heit, Ökosysteme und verfüg-
bare Ressourcen. (www.bafu.
admin.ch/magazin2012-1-20).

Ökobilanzen
Erst mit Hilfe vieler UBPs 

lässt sich eine Ökobilanz er-
stellen, die alle wesentlichen 
Umweltauswirkungen von 
Gütern und Dienstleistungen 
erfasst und bewertet. So 
kommt man z. B. für jedes 
Lebensmittel zu einer Gesamt-
punktezahl (siehe Abbildung 
unten) und können in der Folge 
ökologische Schwachstellen 
erkannt und Verbesserungen 
vorgenommen werden. Der 
Hauptvorteil von Ökobilanzen 
ist die Erleichterung von Ver-
gleichen. 

Mit Hilfe dieser Methode 
lassen sich Ursachen von Um-
weltbelastungen messen und 
anschaulich darstellen. So zeigt 
sich etwa der große Einfluss der 

Fleischwahl auf die Umwelt-
belastung im Vergleich von 
Pilzragout mit 300 UBP und 
Rindsragout mit 5.100 UBP 
pro Mahlzeit. Oder: Bohnen 
aus beheizten Gewächshäusern 
bei uns (ca. 310 UBO/Mahl-
zeit) schneiden fast genauso 
schlecht ab wie aus Ägypten 
eingeflogene frische Bohnen 
(ca. 380 UBP/Mahlzeit).

Es wäre wünschenswert, 
wenn auch in Österreich wis-
senschaftlich fundierte, einfach 
sichtbare Bewertungen von 
Umweltbelastungen von Le-
bensmitteln von unabhängiger 
staatlicher Stelle transparent 
für Kauf- und Konsument-
scheidungen zur Verfügung 
stünden, anstatt in immer mehr 
Kampagnen bloß an das „grüne 
Gewissen“ zu appellieren. £

Leben

Markttransparenz
Das Magazin „Umwelt“ 1/2012, „Transparenter Markt“, 
des Bundesamts für Umwelt (BAFU, Schweiz) behandelt 
das Thema Ökobilanzen. Die Beiträge sind u.a. Grundlage 
des obigen Artikels. www.bafu.admin.ch/dokumentation/
umwelt/index.html?lang=de 

Der ökologische Fuß-
abdruck zeigt, wie viel 
produktive Fläche der 
Erde nötig ist, um die 
Bereitstellung von Gütern 
und Leistungen zu 
gewährleisten. Die Ober-
grenze von 1,8 Hektar 
(ha), die jedem Menschen 
zur Deckung seiner Be-
dürfnisse zur Verfügung 
steht, ergibt sich aus der 
Gesamtfläche der Erde. 

4,9 ha ist der Fußabdruck 
einer ÖsterreicherIn. In 
den Industrieländern mit 
1,8 ha auszukommen, ist 
fast unmöglich. Deshalb 
sind grundsätzliche 
Änderungen in der Art 
und Weise, wie wir wirt-
schaften, dringend not-
wendig. www.footprint.
at, www.wwf.at, www.
greenpeace.at, www.
suedwind-agentur.at

Ökologischer FuSSabdruck 

Das unbekannte Wesen  
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*Mag. Franz Greil ist Mitarbeiter 
der Abteilung Umwelt und Verkehr 
in der AK Wien

nerhörtes hat sich in Österreich zugetragen. Die Öster-
reichische Akademie der Wissenschaften (ÖAW) hat 
sich erdreistet und kundgetan, was ExpertInnen längst 

wissen, aber von  der Politik unter den Tisch gekehrt und der 
Landwirtschaftskammer vehement verneint wird:  Massen-
tierhaltung und Gülle tragen massiv zur Feinstaubbelastung 
bei. Der dabei entstehende Ammoniak verursacht sekundären 
Feinstaub, der über 1.000 km verfrachtet werden kann und ge-
rade in der feinstaubkritischen Jahreszeit (Herbst und Winter) 
die Grenzwerte überschreiten lässt. Demnach sind bis zu 40 
Prozent der Belastung in österreichischen Städten mit der be-
sonders kleinen Feinstaubfraktion (PM 2,5) nur der Gülle aus 
der Landwirtschaft geschuldet. 

Diese volksbildnerische Leistung der ÖAW sollte nicht un-
terschätzt werden, weil bei Feinstaub-Grenzwertüberschrei-
tungen jede noch so radikale Maßnahme (z.B. Umweltzone 
mit Kfz-Fahrverboten, kostenintensive Auflagen für Indus-
trieanlagen) inbrünstig diskutiert wird, aber die Landwirt-
schaft außen vor bleibt. Worum geht es also, und was kann 
effektiv gemacht werden?

Die Feinstaubbildung bei kalten Temperaturen aus Ammo-
niak kann chemisch unterbunden werden, indem Güllebecken 
solide abgedeckt werden und mit Exkrementen angereicherte 
Stallabluft nicht ungefiltert entweichen kann. Weiters sollte 
die Gülleausbringung mit dem Traktor im Frühjahr nicht in 
hohem Bogen, sondern zumindest bodennah erfolgen. Auch 
bei der Massentierhaltung kann durch gezielte Tierfütte-

rung viel erreicht werden. Werden diese Maßnahmen be-
herzigt, entstehen keine sekundären Feinstaub-Partikel aus  
Ammoniak. Gemäß der WHO (Weltgesundheitsorganisation) 
sind diese wegen des Gesundheitsrisikos (Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen, Allergien, etc.) zu vermeiden. Auch die EU-
Ziele für eine gesunde Luft bis 2030 können damit erfüllt wer-
den. 

Dies erfolgt in Österreich regional nur punktuell und halb-
herzig. Nötig wäre schlicht das, was jeder Gewerbebetrieb tun 
muss: den letzten Stand der Technik einhalten. Güllegruben 
und landwirtschaftliche (Mast-)Betriebe unterhalb von UVP-
Schwellenwerten wurden und werden aber immer noch nur 
baurechtlich genehmigt, ohne an Luftreinhaltung und betrof-
fene AnrainerInnen denken zu müssen.

Die ÖAW hat dankenswerterweise den Wirkungsgrad die-
ser Maßnahmen ausgerechnet. Würden nur zehn Prozent der 
einschlägigen Betriebe den Stand der Technik bei den auf-
gezeigten Maßnahmen einhalten, könnte die Belastung mit 
Feinstaub (PM 2,5) aus der Landwirtschaft in österreichischen 
Städten (Anteil bis zu 40%) um die Hälfte reduziert werden. 
Wohlgemerkt: Es geht um Großbetriebe mit mehr als 300 
Schweinen, kleinere Betriebe unter diesem Schwellenwert 
wären davon ausgenommen und hätten Kostenvorteile gegen-
über Betrieben mit Massentierhaltung.

Die Ausrede, zur sekundären Feinstaubbildung bedarf es 
neben Ammoniak noch anderer Gase (Stickoxid, Schwefel), 
hat einen Haken. Mengenmäßig ist sie nur über Ammoniak zu 
steuern. Selbst drastische Reduktionen bei Stickoxiden und 
Schwefel bewirken leider wenig. 

Daher müssen wir die Bekämpfung von Feinstaub in Öster-
reich bei Verkehr, Industrie und Hausbrand endlich ernsthaft 
um die landwirtschaftliche Komponente erweitern.

Mag. Franz Greil*

Kontroverse
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PRO Bei Feinstaub muss auch die Landwirtschaft in die Pflicht 
genommen werden. Das Potenzial ist enorm.

Feinstaub: Massentierhaltung und Gülle
Laut der Kommission „Klima und Luftqualität“ der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften werden in Österreichs Städten je ca. 25 Prozent des Umgebungsluft-Feinstaubs von 
Diesel-Kfz und Holzheizungen verursacht; 40 Prozent werden in der Atmosphäre großräumig 
aus anderen Luftschadstoffen gebildet, wobei Ammoniak aus der Landwirtschaft die Partikel-
bildung kontrolliert. www.oeaw.ac.at

bei groSSen Zuchtbetrieben  
ansetzen hilft auch schon enorm!



Mag. Martin Längauer ist 
Jurist  und Mitarbeiter der 

Abteilung für Rechts-, Sozial-, 
Steuer- und Umweltpolitik 

der Landwirtschaftskammer 
Österreich

ie gesundheitsgefährdenden Luftschadstoffe stammen 
in erster Linie aus dem Straßenverkehr, der Industrie 
und dem Haushaltsbereich, Ammoniak spielt dabei 

nur eine Nebenrolle. Es trägt als Vorläufersubstanz erst in Ver-
bindung mit Stickoxiden und Schwefeloxiden aus der Industrie 
und dem Verkehr zur Feinstaubbelastung bei. Da Ammoniak 
aber ein sehr leichtes Molekül ist und nur etwa zehn Prozent der 
Masse des Feinstaubs ausmacht, bedeutet seine Reduktion kein 
Wundermittel wie eine Schweizer Studie der Forschungsanstalt 
Agroscope verdeutlicht: Ein Rückgang um zehn Prozent ver-
ringert die Feinstaubbelastung gerade einmal um 0,5 Prozent.

Die Hälfte der Ammoniakemissionen stammen aus einer 
kleinstrukturierten Rinderhaltung,  gerade diese ist es aber, die 
für die Erhaltung der Landschaft als Basis für den Tourismus, 
der Biodiversität etc. hauptverantwortlich zeichnet. Aber auch 
durch den Einsatz von mineralischen Düngemitteln, deren 
Verwendung für die Menschheit seit der Erfindung des Haber-
Bosch-Verfahrens (Herstellung von Ammoniak aus Stickstoff 
und Wasserstoff ) nicht mehr wegzudenken ist und ein Bevöl-
kerungswachstum in diesem Ausmaß erst ermöglichte, entsteht 
Ammoniak. Ohne Düngung würden nur halb so viele Menschen 
auf der Erde leben können.

Die Art der Tierhaltung ist entscheidend für das Ausmaß der 
Emissionen. Gerade unsere tierhaltungsfreundliche Bewirt-
schaftungsweise führt dazu, dass mehr Ammoniak emittiert 
wird, da bei zunehmender Bewegungsfläche je Tier die Emissi-
onen steigen – ein deutlicher Zielkonflikt. Moderne Laufställe 
emittieren um ein Vielfaches mehr als Ställe mit Anbindehal-
tung (Fakor 3:1), bei Schweineställen liegt der Unterschied zwi-
schen 2 und 4 kg je Tier und Haltungsverfahren. 

Auch wenn der Anteil der Ammoniakemissionen aus den 
Güllelagern mit ca. 20 Prozent vergleichsweise gering ist, wird 

die Abdeckung der Güllelager vorangetrieben. So ist in einzel-
nen feinstaubbelasteten Teilen Österreichs eine solche verpflich-
tend vorgesehen, in anderen Regionen werden über Anreizsys
teme Maßnahmen gesetzt. Eine natürliche Schwimmschicht, 
die die einfachste und kostengünstigste Abdeckungsform dar-
stellt, erreicht bei der Rindergülle einen Minderungseffekt von 
bis zu 80 Prozent der Emissionen. Einzelne Techniken wie die 
biologische Abluftreinigung im Schweinebereich erweisen sich 
jedoch als äußerst kostenintensiv oder nicht praktikabel, daher 
sollten den jeweiligen Maßnahmen entsprechende Kosten-Nut-
zenanalysen vorausgehen. 

Überzogene Auflagen für die Landwirtschaft führen zu 
Wettbewerbsnachteilen des Produktionsstandortes mit Ver-
lusten in der Wertschöpfung und des Selbstversorgungsgrads, 
dafür erhält der Konsument importiertes Fleisch aus Ländern 
mit fragwürdigen Umwelt- und Tierschutzstandards.

Das höchste Minderungspotenzial liegt mit mehr als 50 Pro-
zent des Ammoniaks in der Gülleausbringung. Dem wird be-
reits heute durch Einarbeitungsverpflichtungen sowie zeitliche 
bzw. mengenmäßige Beschränkungen, aber auch durch das 
Umweltprogramm, das bodennahe Ausbringungsverfahren be-
sonders unterstützt, Rechnung getragen. Dadurch können rund 
2,3 Mio. m3 Gülle bodennah ausgebracht werden. Die österrei-
chische Landwirtschaft ist bemüht, ständig an Verbesserungen 
zu arbeiten. Es ist aber völlig unangebracht und überzogen, den 
Sektor als Hauptverursacher von Feinstaub darzustellen.

Mag. Martin Längauer *

Kontroverse
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CONBitte nicht vom Hauptproblem ablenken:  
Ammoniak spielt nur eine Nebenrolle!

Energieeffizienz in der Landwirtschaft
Tim Kränzlein, Gabriele Mack (Agroscope, Reckenholz-Tänikon ART, CH-8356 
Ettenhausen): Analyse der Energieeffizienz der schweizerischen und  österreichi-
schen Landwirtschaft: ein rationalisierter Ansatz, in: Jahrbuch der Österreichi-
schen Gesellschaft für Agrarökonomie. Bd. 17, Facultas, Wien 2008. 

Überzogene Auflagen führen zu  
Wettbewerbsnachteilen.



Im Auftrag der Arbeiterkammer wurden erstmals die Unterschiede im 

Haushaltsvermögen nach Geschlecht in Österreich untersucht. Denn 

während Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern 

einen vieldiskutierten Bereich darstellen, finden sich erst wenige Un-

tersuchungen zu den Vermögensunterschieden.

ies ist jedoch gerade 
deshalb wesentlich, 

weil das Vermögen ein 
deutlich umfassenderes 
Maß für den ökonomischen 
Wohlstand einer Person als 
deren Einkommen darstellt. 
Erste Ergebnisse der Unter-
suchung auf Basis der Daten 
der großangelegten Studie 
– Eurosystem Household 
Finance and Consumption 
Survey (HFCS) – zeigen: 

Hierzulande haben weibliche 
Single-Haushalte im Durch-
schnitt mit etwa 110.000 
Euro ein deutlich niedrigeres 
Nettovermögen als männ-
liche mit etwa 194.000 Euro; 
Paarhaushalte besitzen im 
Durchschnitt etwa 380.000 
Euro. Auch wenn mit Hilfe 
der HFCS Daten keine Aus-
sagen über die tatsächliche 
Verteilung von Vermögen 
zwischen den PartnerInnen 

in einem Paarhaushalt getä-
tigt werden können, zeigen 
die Daten, dass weibliche 
Single-Haushalte deutlich 
weniger Vermögen zur Ver-
fügung haben als die Part-
nerInnen pro Kopf in einem 
Paarhaushalt unter der An-
nahme einer Intrahaushalts-
Gleichverteilung hätten.

Die Verteilung zwischen 
weiblichen und männlichen 
Single-Haushalten ist über 

Wissenschaft

In der Wirtschaft & Umwelt 
2/1999 spricht Thomas Ritt 
eine aktuelle Problematik 
an: Umwelt- und Arbeitneh-
merschutz haben positive 
gegenseitige Wirkungen.    

„Der Widerspruch zwischen 
Umwelt und Arbeit löst sich 
auf. Zunehmend wurden auch 
Gemeinsamkeiten zwischen 
den Bereichen entdeckt. 
Diese sind eher langfristig 
und abstrakt wie die Er-

kenntnis, dass 
Umweltqualität 
auch ein Stand-
ortfaktor sein 
kann oder, dass 
in einem ökolo-
gisch verwüste-
ten Land auch 
die Wirtschaft 
wenig gedeiht. 
Ansonsten 
wird für 

beide Bereiche parallel und 
getrennt voneinander Politik 
gemacht. Doch bei genauem 
Hinschauen treten ganz 
konkrete Gemeinsamkeiten 
auf. Seit Jahren wird in jedem 
der Bereiche für den anderen 
Politik gemacht – und wenige 
merken es: Arbeitnehmer-
schutz hat deutliche positive 
Umweltschutzeffekte und 
Umweltschutz wirkt sich 
positiv aus, indem die Belas-
tungen im Betrieb reduziert 
werden. Die Verbindung 
stellen jene Stoffe dar, die 
in beiden Bereichen – in der 
Umwelt und am Arbeitsplatz – 
unerwünscht sind. So haben 
– abgesehen von wenigen 
Ausnahmen – Verbote und 
Einschränkungen, die den Ar-
beitnehmern zugute kamen, 
auch Schutz für die Umwelt 
bedeutet.“    LEO

vor 15 Jahren

Umwelt und 
Arbeit

36	 Regionale Arbeitsweg-Barrieren 
in der Ostregion. Auswertung der 
Online-Umfrage „Pendler/in am 
Wort“. Thomas Hader, 2009

37	 Privatisierung der Verkehrs
infrastruktur. Erfahrungen  
mit Public Private Partnership  
(PPP) in Österreich und  
Europa. Tagungsband, 2009

38	 Leitfaden für Ausschreibungen im 
öffentlichen Verkehr.  Qualitäts-  
und Sozialkriterien. Anna 	
Daimler, Doris Unfried. Studie,  2009

39	 Arbeitsweg-Barrieren in der Ostre-
gion Geschlechtsspezifische und 
soziale Hindernisse. Auswertung 
der Online Umfrage „Pendler/in am 
Wort“ Thomas Hader, 2009

40	 LKW-Stellplatzbedarf im hochran-
gigen österreichischen Straßennetz 
Österreichisches Institut für Raum-
planung, 2010

41	 PendlerInnen und Infrastruktur-
Ausbau in der Ostregion Ergebnisse 
der AK-Befragung 2009/2010 
Thomas Hader, 2010

42	 Mangelware LKW-Parkplatz.  

Perspektiven und Lösungen  
für den Arbeitsplatz Autobahn.	
Tagungsband, 2010

43	 Tourismus in Österreich 2011:  
mit einer Sonderauswertung  
des Österreichischen  
Arbeitsklimaindex Kai Biehl,  
Rudolf Kaske (Hrsg.), 2011

44	 Lkw-Geschwindigkeitsverhalten auf 
Autobahnen: Erhebung und Analyse 
der Lkw-Geschwindigkeiten auf 
ausgewählten Streckenabschnitten 
österreichischer Autobahnen.  
Studie, 2011 

45	 Die Lkw-Maut als Öko-Steuer 
Verursachergerechte Lösungen  
gegen Lärm und Abgase.

	 Tagungsband, 2012 
46	 BerufslenkerInnen am Wort Befra-

gung von Lkw- und BuslenkerInnen 
zu Lenkzeitüberschreitungen, 
Sicherheit und Qualität von Rast-
anlagen und Erfahrungen mit der 
verpflichtenden Aus- und Weiterbil-
dung, 2012 

47	 Aktiv und selbstbestimmt zur Arbeit 
Warum der Arbeitsweg zu Fuß 

und mit dem Rad die gesündere 
Alternative ist, was am Arbeitsweg 
besonders Stress macht und wie 
subjektive Aspekte die Verkehrs-
mittelwahl beeinflussen. Johanna 
Schaupp. Studie, 2012 

48	 Problem Solidarhaftung im Bundes-
straßenmautgesetz 
Verfassungsrechtliche Analyse.  
Nicolas Raschauer. Studie, 2012 

49	 Öffentlicher Verkehr hat Zukunft! 
Herausforderungen und  
Gefahren für den öffentlichen Nah-
verkehr in Österreich. Tagungsband, 
2013

50	 Volkswirtschaftliche Effekte der Libe-
ralisierung des Eisenbahnpersonen-
verkehrs in Österreich, 2013

51	 Wettbewerb im österreichischen Gü-
terverkehrsmarkt 

	 Konstellationen zwischen Straße 
und Schiene. Ronald Scheucher; 
2014

52	 Modal Split im Güterverkehr Maßnah-
men zur Verlagerung des Güterver-
kehrs auf die Schiene. Max Herry, 
Norbert Sedlacek; 2014
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Wissenschaft

weite Bereiche sehr ähnlich, 
etwa zwischen dem 7. und 
70. Perzentil. Dementspre-
chend liegt der Median von 
weiblichen Single-Haushalten 
mit rund 22.000 Euro nahe 
dem Median von männlichen 
Single-Haushalten mit rund 
23.000. Euro. Bei männlichen 
Single-Haushalten beträgt das 
Nettovermögen an der Grenze 
zu den obersten zehn Prozent 
etwa 390.000 Euro, bei weib-

lichen Single-Haushalten etwa 
276.000 Euro. Demgegenüber 
steht am unteren Rand, im 
untersten Dezil, eine stärkere 
Verschuldung männlicher als 
weiblicher Single-Haushalte. 
Der Unterschied hier ist jedoch 
deutlich geringer als am oberen 
Rand. Die Ergebnisse der Un-
tersuchung zeigen, dass auch 
in Österreich beim Vermögen 
eine substantielle Lücke zwi-
schen den Haushalten nach 

Geschlecht besteht. Weibliche 
Single-Haushalte besitzen im 
Durchschnitt mehr als 40 Pro-
zent weniger Nettovermögen 
als männliche Single-Haus-
halte. 

Ungleiche Vermögensposi-
tionen sind Ausdruck unglei-
cher gesellschaftlicher Rollen, 
Normen und Strukturen ebenso 
wie von Diskriminierung. Die 
Vermögensakkumulation 
geschieht entweder durch An-
sparen von Einkommen oder 
durch Vermögenstransfers. 
Die bisherige ökonomische 
Forschung zeigt, dass Frauen 
bei identischen sozioökono-
mischen Charakteristika gerin-
gere Einkommen beziehen. Sie 
haben somit weniger Einkom-
men für die Vermögensakku-

mulation zur Verfügung. Diese 
Ungleichheit wird durch die 
vorliegenden Daten bestätigt: 
Weibliche Single-Haushalte 
müssen etwa einen um eine 
Kategorie höheren Bildungs-
abschluss vorweisen, um im 
Durchschnitt ein vergleich-
bares Vermögensniveau wie 
männliche Single-Haushalte zu 
erreichen. 

Katharina Mader, Alyssa Schnee-
baum, Katarina Hollan, Patricia 
Klopf : Vermögensunterschiede 
nach Geschlecht: Erste Ergebnisse 
für Österreich. Materialien zu Wirt-
schaft und Gesellschaft Nr. 129. 
Herausgegeben von der Abteilung 
Wirtschaftswissenschaft und Stati-
stik der Kammer für Arbeiter und 
Angestellte für Wien, Mai 2014. 
Download der Studie unter: http://
media.arbeiterkammer.at/wien/
MWUG_Ausgabe_129.pdf
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170	Franz Greil (Hrsg.) Feinstaub am  
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Hecht Luftverkehr und Lärmschutz –  
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– Grundlagen für eine österreichische 
Regelung, 2006

173	Franz Greil (Hrsg.) Welche Zukunft hat 
der Diesel? Technik, Kosten und Um-
weltfolgen, Tagungsband, 2007
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176	 Cornelia Mittendorfer (Hrsg.) Die Stra-
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reich Tagungsband, 2008

177	 Cornelia Mittendorfer (Hrsg) Die UVP 
auf dem Prüfstand. Zur Entwicklung  
eines umkämpften Instruments Ta-
gungsband, 2008 

178	 Werner Hochreiter (Hrsg) Die Umset-
zung der EU-Umgebungslärmrichtlinie in 
Österreich Tagungsband, 2008 

179	 Feinstaubproblem Baumaschine Emis-
sionen und Kosten einer Partikelfilter-
nachrüstung in Österreich. Umweltbun-
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180	Werner Hochreiter (Hrsg) Mehrweg 
hat Zukunft! Lösungsszenarien für Ös-
terreich im internationalen Vergleich, 
Tagungsband, 2010
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schaft in öffentlicher oder privater Hand. 
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Porto Alegre (Brasilien) als Fallbei-
spiele, 2010

182	Werner Hochreiter (Hrsg)   Aktionspla-
nung gegen Straßenlärm – wie geht es 	
weiter? Tagungsband, 2010, die Nie-
derlande und Porto Alegre (Brasilien) 
als Fallbeispiele

183	Christoph Streissler (Hrsg.) Agrotreib-
stoffe – Lösung oder Problem? Potenzi-
ale, Umweltauswirkungen und soziale 
Aspekte, Tagungsband, 2010

184	Lkw-Tempolimits und Emissionen: 
Auswirkungen der Einhaltung der 
Lkw-Tempolimits auf Autobahnen auf 
Emissionen und Lärm, Studie, 2011

185	Gesundheitsrelevante Aspekte von Ge-
tränkeverpackungen.  Studie, 2011

186	Green Jobs. Arbeitsbedingungen und 
Beschäftigungspotenziale.  Studie, 2012

187	 Die Zukunft der Wasserversorgung.  Der 
Zugang zu Wasser im Spannungsfeld 
zwischen öffentlichem Gut, Menschen-
recht und Privatisierung. Tagungsband, 
2013

188	Aktuelle Erkenntnisse zu hormonell 
wirksamen Substanzen. Tagungsbericht, 
2013
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Weibliche Single–Haushalte besitzen 
im Durchschnitt Mehr als 40 Prozent 
weniger Nettovermögen als männliche 
Single-Haushalte. 

AK-Tipp

Lärmkarten online 
einsehbar
 
Die Lärmbelastung in Öster-
reich ist alarmierend. 

Fast drei Millionen Österrei-
cherInnen sind davon akut 
betroffen. Wer unter Lärm 
leidet, sollte und kann im 
Internet nachschauen, welche 
Lärmbelastung für seine 
Wohnadresse ausgewiesen 
ist. Auch die „Aktionspläne 
zur Lärmminderung“ der 
Ministerien und Bundesländer 
sind dort einzusehen. www.
laerminfo.at  LEI
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Die schlauen Ratgeber  
der Arbeiterkammer

GUT INFORMIERT IM  
ÖFFENTLICHEN VERKEHR   

Bahn und Bus spielen im 
Berufs- und Freizeitverkehr 
eine wichtige Rolle. Doch 
was ist bei Problemen zu 
tun? Welche Rechte haben 
Fahrgäste? Die Broschüre 
fasst alle wichtigen Infos 
für die Fahrt im öffentlichen 
Verkehr (Schwerpunkt Ostre-
gion) kurz und übersichtlich 
zusammen.

LEBENSMITTEL
KENNZEICHNUNG 

Im Handel wird eine Vielzahl 
von Marken- und Güte-
zeichen verwendet, durch 
die den KonsumentInnen 
Produktqualitäten oder 
bestimmte Herstellungs-
regelungen mitgeteilt werden 
sollen. KonsumentInnen sind 
jedoch häufig mit der Beur-
teilung der Aussagekraft der   
Kennzeichnung überfordert.  

WIEN – Sozial  
und Fair

In diesem Einkaufsplan stellt 
die AK 55 sozial und fair wirt-
schaftende Betriebe in Wien 
vor. Der Plan bietet ein voll-
ständiges Straßenverzeichnis 
mit den Standorten der 
Betriebe. Er kann aber auch 
als praktischer Stadtplan, der 
in jede Handtasche passt, 
genutzt werden.   

VERKEHRSLÄRM- 
SCHUTZ

Mehr als eine Million Österrei-
cherInnen fühlen sich durch 
Verkehrslärm beeinträchtigt. 
Diese Broschüre gibt 
Auskunft über Fördermög-
lichkeiten und Kontaktstellen 
für Lärmschutzmaßnahmen 
an Wohnungen und Gebäu-
den an den Verkehrsträgern 
Straße und Schiene.

ENERGIE  
SPAREN  

Mit Hilfe dieser Broschüre 
können Sie die Umwelt und 
Ihr Geldbörsel schonen. 
Umfassende Informationen 
und konkrete Tipps aus 
verschiedenen Energiebe-
reichen des Haushalts wie 
Raumheizung, Beleuchtung, 
Elektrogerätenutzung oder 
Auto tragen dazu bei.
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FAIR UND UMWELTGERECHT EINKAUFEN  

Der AK Branchen- und Dienstleistungsführer hilft nach Bundesländern und 
Branchen geordnet bei der Suche nach sozial- und umweltgerechten Betrieben 
mit fairen Arbeitsbedingungen. Von Reparatur über Spielzeug und Reinigung bis 

zu Restaurants bietet die Broschüre ein interessantes Angebot.


